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2. Jahrgang.

Die aus Amſterdam verbreitete Meldung engliſcher Blätter,
wonach ein Holländer im Auftrage des Staatsſekretärs von Kühl-
mann einer hochgeſtellten Perſönlichkeit der engliſchen Re
gierung beſtimmte Friedensvorſchläge gemacht habe,
beruht auf völlig freier Erfindung. Die an die Mel-
dung geknüpften Schlußfolgerungen der engliſchen Preſſe erledigen
ſich dadurch von ſelbſt.

Die Größe der deutſchen Erfolge
wird wirkſam dadurch keleuchtet, daß auf den Schlachtfeldern der
Somme und in Flandern General Foch gezwungen wurde,
den größten Teil ſeiner Heeres Reſerven zur Unterſtützung der ge
ſchlagenen Engländer einzuſetzen. Es wurden bereits 44 Jn-
fanterieDiviſionen, darunter 83 zum zweitenmal, und außerdem
5 Kavallerie-Diviſionen in den Kampf geworfen, in Summe alſo
52 franzöſiſche Diviſionen infolge der engliſchen Niederlagen ein-
geſetzt. Jede dieſer Diviſionen hat während der deutſchen Offenſive
und ebenſo im Laufe der zahlreichen, ſtets vergeblichen franzöſiſchen
Gegenangriffe aufs ſchwerſte bluten müſſen. Wie nötig die franzö
ſiſche Hilfe für die Engländer war, geht daraus hervor, daß von
den geſamten 59 engliſchen JnfanterteDiviſionen in Frankreich
bereits 53 an den Großkampffronten und von dieſen 23 zweimal
und 2 Diviſionen ſogar dreimal eingeſetzt werden mußten. Jm
ganzen alſo hat England 80 Diviſionen während der kurzen deut-
ſchen Offenſive in den Kampf geworfen. England und Frankreich
haben im ganzen bereits 182 Diviſionen an der von der deutſchen
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Die zum größten Teil marſchfähigen deutſchen Verwundeten ausden Sefegten her Wyien Tage beſtätigen übereinſtimmend die ſchweren

blutigen Verluſte des Feindes. Beſonders die hartnäckig und vergeblich
wiederholten Gegenangriffe der Franzoſen koſteten dieſe furchtbare
Opfer an Toten und Verwundeten, die größtenteils noch zwiſchen beiden
Fronten liegen. Beſonders auffallend iſt, daß die Deutſchen in Flandern
ſaſt nur noch mit Franzoſen, nur ſelten mit Engländern zu kämpfen
hatten, was mit Recht auf die gewaltigen Verluſte zurückgeführt wird,
die die Engländer im Verlauf der deutſchen Offenſive erlitten haben. Die
franzöſiſchen Verwundeten, die auf derſelben Krankenſammelſtelle in
gleicher Weiſe wie die Deutſchen verpflegt wurden, beſtätigen ebenfalls
die Angabe der deutſchen Soldaten über die verheerenden Verluſte ihrer
beſten Angriffstruppen bei den wieder von neuem angeſetzten Sturm

en.ver nene des 1. belgiſchen Jägerregimenis, die vorgeſtern
bei Kippe in deutſche Hand fielen, geben an, daß ihre Kompagnie im
letzten Gefecht von 125 Mann Gefechtsſtärke 80 Mann verloren habe.
Erſatz ſei bisher nicht eingetroffen. Die Stimmung unter den Belgiern
iſt ſeit der Räumung des alten Schlachtfeldes von Dpern außerordent-
lich verſchlechtert, da durch die Schuld der Engländer immer mehr von
dem kleinen Reſt belgiſchen Bodens verloren geht. Was übrig bleibt,
iſt ſowieſo durch die jahrelangen Kämpfe ſo gut wie zerſtört. Die
Belgier ſchieben die Schuld an der endloſen Fortſetzung des Krieges
lediglich den Engländern zu, die für das Wohl Belgiens kein Intereſſe
hätten. Beſonders mißgeſtimmt iſt der belgiſche Soldat darüber, daß
der Engländer es wagt, die belgiſche Armee, aus deren Tapferkeit und
Aufopferung England dauernd die größten Vorteile gezogen hat, als
minderwertig zu bezeichnen.

Die Fernbeſchießung von Paris.
Am 19. April ſchlug eine Granate dicht vor dem Kriegsmin i ſt Siu i und zertrümmerte faſt alle Fenſterſcheiben

und Lampen. Eine große Anzahl, von Beamten des Miniſteriums
wurde durch Splitter und Mauerkeile verletzt.

Eine engliſche Siegesbotſchaft.
britiſche Bericht vom 4. Mai nachmittags 7.30 Uhr meldet:Die r en Wien Flügel unſerer Verbündeten kämpfenden britiſchen

ca Front in die Schl c geführt. Die bel-
t g J z t vo bn e e. e wer h v

men n

Deutſcher Heeresbericht vom 6. Mai.
Großes Hauptquartier, 6. Mai.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppen Kronprinz Rupprecht und
Deutſcher Kronprinz.

Jm flandriſchen Kampfgebiet führten wir erfolgreiche Unter
nehmungen durch, Ein feindl.cher Teilangriff ſüdlich von Loker
ſcheiterte. Am frühen Morgen vvrübergehend heftiger Artillerie
kampf zwiſchen Dpern und Bailleul. Tagsüber lag nur der
Kemmel unter ſtärkerem Feuer.
Auf dem Rordufer der Lys, am La Baſſee Kanal und in

einzelnen Abſchnitten des Schlachtfelbes beiderſeits der Somme
lebte die Feuertätigkeit am Abend auf. Erkundungsgefechte und
Vorſtöße in die feindlichen Linien bei Hangard und ſüdweſtlich
von Brimont brachten Gefangene ein.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.
Jn Vorfeldkämpfen mit Amerikanern ſüdweſtlich von Bla

mont und mit Franzoſen am Hartmannsweilerkopf
machten wir Gefangene.

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.

Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.
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l Lnugländdes großen franzöſiſchen Gegenangr nicht a jeus ihren Gräben heraus
ommen, obwohl ſie Befehl hatten, mit der dort liegenden Viviſion

die franzöſiſchen Wiedereroberungsverſuche des Geländes, das zum Teil
von den Briten ſelbſt verloren worden war, zu unterſtützen. Sie haben
t blutige Aufgabe ihren franzöſiſchen Waffengenoſſen allein über
aſſen.

Von den engliſchen Kulturträgern.
Man kann nicht ſagen, daß die Engländer in Erwarkiung ameri

kaniſchen Munitionsnachſchubs untätig wären und daß ſie nicht
ſelbſt nach Möglichkeit ihre Waffen zu verbeſſern ſuchten. Aber
die Richtung, in der ihr Erfindungsgetſt forſcht, iſt mit ihrem
ſonſtigen Bemühen, ſich als erſtes Kulturvolk hinzuſtellen, ſchwer in
Einklang zu bringen. Die DumDum-Geſchoſſe verſchiedener Art
werden für ſpätere Zeiten ein wertvolles Dokument britiſcher Grau-
ſamkeit bilden. Von Geſchoſſen mit abgefeilter, angekratzter und
abgebrochener Spitze an, bis zu den Vollmantelgeſchoſſen von äußer-
lich normalſtem Ausſehen, aber mit geteiltem Geſchoßkern und
Einlagen aus Blei, Alumintum und in Papiet eingebetteten
Splittern, iſt in dieſen Erzeugniſſen engliſcher Kultur alles ver
treten, was eine verbrecheriſche Phantaſie an raffi-
nierter Roheit auszudenken imſtande iſt. Die Dum-
Dum-Geſchoſſe ſind eben „made in England“! Das ſagt alles!

Die Haager Zeitung Het Vaterland ſchreibt in einer Betrach-
tung über die von den Engländern an der Weſtfront verwandten
völkerrechtswidrigen Geſchoſſe, die die deutſchen Truppen auf den
Schlachtfeldern an der Somme und Lys erbeuteten, es handelte ſich
hierbei nur um Speztalgeſchoſſe zur Flugzeugbekämpfung.
Dieſe Erklärung muß als völlig haltlos zurückgewieſen werden.
Das holländiſche Blatt, deſſen Urteil ſonſt in hohem Rufe ſtcht,
ſcheint in dieſem Falle einer plumpen engliſchen Tatſachenentſtel
lung zum Opfer gefallen zu ſein. Es iſt nicht bekannt, daß irgend
eine Macht Spezialgeſchoſſe verwendete, die beſonders zum Zer-
reißen der Tragflächen von Flugzeugen hergeſtellt wären. Solche
Geſchoſſe können nicht den geringſten praktiſchen Erfolg verſprechen.
Die Ausrede, die England erſonnen hat, um vor den Neutralen
ſein völkerrechtswidriges Verhalten den deutſchen Truppen gegen-
über zu bemänteln, iſt zu plump, um Glauben finden zu können.

Weckerle zum ungariſchen Miniſterpräſident ernannt.
Budapeſt, 7. Mai. Das Amtsblatt veröffentlicht nach

ſtehendes kaiſerliches Handſchreiben:

Lieber Dr. Weckerle!
Neben der Löſung wichtiger ſozialer und den Aufſchub nicht

duldender nationaler und wirtſchaftlicher Fragen liegt uns unter
den heutigen ſchwierigen Verhältniſſen die große Aufgabe des
Ausbaues des ungariſchen nationalen Staates
und Wahrung ſeiner Intereſſen ob. Die Erreichung dieſer großen
Ziele erfordert die Entfaltung der ganzen Kraft der Nation, und
aus dieſem Grunde halte ich es im Intereſſe der produktiven Tätig
keit für wünſchenswert, daß die Ausdehnung des Wahl
recht s, welche die wirtſchaftlichen und politiſchen Kreiſe in fort
währender Aufregung hält, im gegenſeitigen Einvernehmen je eher
in einem Sinne verwirklicht werde, wie ich dies in meinem
Handſchreiben vom 28. April 1917 begeichnet habe. Jch wünſche
den unverſehrten geſetzlichen Einfluß meiner ungariſchen Regierung

auf die Führung der gemeinſamen Angelegenheiten zu ſichern und
es iſt mein lebhaftes Verlangen, daß das durch meine bisherige

kommen verwrrklicht werde.
Wenn dies zu meinem Bedauern und gegen meine Erwartung

ſo ermächtige ich Sie und meine Regierung, wie ſehr ich auch Neu
wahlen während der Dauer des Krieges zu vermeiden wünſche, daß

Sie im Jntereſſe der Sicherung der Wahlrechts
frage und des Programms der Regierung zu Neuwahlen ſchreiten
können.

Auf dieſer Grundlage ernenne ich Sie neuerdings zu meinem
ungariſchen Miniſterpräſidenten bzw. beſtätige ich Sie in Jhrer
bisher innegehabten Stellung und erwarte Jhre Vorſchläge be
treffend Neuordnung der Regierung.

Baden, 5. Man 1918.
Karl m. p. Weckerle m. p.
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Regierung aufgeftellte und von mir genehmigte Programm voll

im gegenſeitigen Einvernehmen nicht erreichbar ſein würde,
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Angebliche Friedensvorſchläge erfunden
Deutſchland

und die internationale Regaktion.
Eine hohe Welle des Mißmuts ſchlägt über das deutſVolk. Schon das nahende fünfte Kriegsjahr, die ver

opferreichen Kämpfe im Weſten mit ihren notwendigen Jnter
vollen und das notwendig immer ſteigende Wachſen aller fort
dauernden Kriegsopfer ſtellt eine ſehr ſchwere Belaſtungs
probe dar. Dazu kommt dann die herausfordernde Ablehnung
des gleichen Wahlrechts und die Drohung der drei Milliarden
neuer ſchlechter Steuern, Herausforderungen, denen der Ge
winn der nunmehr erreichten Aufhebung des 9 158 nicht ent
fernt ein genügendes Gegengewicht bietet. Endlich glaubte
man im Oſten Frieden zu haben und empfing täglich Berichte
über blutige Schlachten in Finnland und der Krim, über
Verhaftungen und Umſſturz in der Ukraine, über Mißhelli
keiten in allen beſetzten Oſtgebieten. Was wunder, daß
wieder einmal der Eindruck aufzwingt, die ganze deutſche
Politik werde grundverfehlt geleitet und die ganze Arbeit von
BreſtLitowsk ſei vertane Mühe geweſen.

Trotz der Verhandlungen im Hauptausſchuß des Reichs
tages kann die Oeffentlichkeit noch nicht klar ſehen, was eigent
lich in der Ukraine vorgeht. Aber unberührt von den Einzel
heiten der dortigen Ereigniſfe, von zugegebenen oder abge
ſtrittenen Fehlgriffen der deutſchen Militärbehörden bleiben
die allgemeinen Betrachtungen über die Lage im Oſten richtig,
die uns vor ſchnellem Aburteiſen bewahren müſſen.

Das ganze frühere ruſſiſche Reichsgebiet macht eine un
geheure politiſche und foziale Umwälzung durch. Nun hätte
Deutſchland ſich vielleicht auf den Standpunkt ſtellen können,

daß die frühereren ruſſiſchen Untertanen nur zuſehen ſolkten,
wie ſie damit fertig werden wollten; man hätte dann nach

können und wäre nicht in Gefahr geweſen, ſich alle Tag bald
d bald dort am ruſſiſchen Hexenkeſſel die Finger zu ver

rennen.
Aber dieſer „Verſtändigungsfriede“ hätte Deutſchland

nicht nur politiſch jeder Einflußnahme auf die Formen der
ſtaatlichen Neubildung im Oſten beraubt, ſondern hätte auch
in keiner Weiſe eine wirtſchaftliche Entlaſtung der Heimat in
ihren Kriegsnöten herbeizuführen vermocht. Hätte man ganz
Rußland ſich ſelbſt iberlaſſen, ſo wäre die Entwicklung wohl
überall die gleiche geweſen wie jetzt in Großrußland. Die
extremſte revolutionäre Richtung, die Bolſchewiki, hätten die
Regierung in die Hand bekommen, und es gibt wohl kaum
einen Menſchen in Deutſchland, der glaubt, daß dieſer über
aus primitive Sozialismus geregelte wirtſchaftliche Tätigkeit
herzuſtellen und irgendwelche Ueberſchüſſe an Deutſchkand ab
zugeben vermöchte. Jnmitten der ſozialen Revolution in ganz
Rußland konnte kein Friede uns unmittelbar Nahrungsmittel
oder Rohſtoffe verſchaffen, die wir uns nicht ſelbſt dort holen.

So iſt es auch in der Ukraine gekommen, mit der wir
bekanntlich zuerſt einen reinen Verſtändigungsfrieden ge
ſchloſſen haben. Die befreundete Regierung ſelbſt rief uns zu
Hilfe, da ſie ſich ſonſt nicht behaupten konnte. Es handelt ſich
jetzt im Oſten durchweg um Staaten, die erſt werden ſollen,
Staaten ohne Behördenapparat, ohne Heer, ohne Geld, ohne
wirkliche Macht. Hinzu kommt in der Ukraine, daß die Re
gierung ſich mit der Maſſe der Bevölkerung nicht einmal ver
ſtändigen kann. Jn den Städten ſpricht und ſchreiht man
ruſſiſch, und die ungeheure Mehrheit der Bevölkerung ſpricht
zwar ukrainiſch, kann aber nicht leſen.

Auf dem Papier nahm ſich die Regelung der deutſch
ukrainiſchen Beziehungen wundervoll aus. Die ufrainiſche
Regierung ſollte große Getreidemengen ſammeln und unter
Ausſchaltung des Handels, Kontingent gegen Kontingent mit
Deutſchland austauſchen. Nur daß in Wirklichkeit die paar
Profeſſoren, Rechtsanwälte und Studenten, welche als be
rufene geiſtige Führer des ukrainiſchen Volkes die erſte Re
gierung der Volksrepublik gebildet hatten, keinerlei Apparat
beſaßen, das verſprochene Getreide auch wirklich zuſammen
zubringen. Das herbeigerufene deutſche Beſatzungsheer kam
ins Land. Schon wo eigene Militärbefehlshaber die Gewalt in
Händen haben man denke etwa an das elſaß-lothringiſche
Operationsgebiet geht es nicht ohne Reibungen und Miß
ſtimmungen ab. Nun gar erſt im fremden Land ohne feſte
Zivilbehörden! Scharfe Konflikte ſind ausgebrochen, bei denen
man noch nicht überall den Schuldigen feſtſtellen, bei denen
die Frage noch den Schuldigen vielleicht überhaupt zwecklos iſt.

Jnzwiſchen iſt in der Ukraine die Regierung von einem
Koſakengeneral, der die Unterſtützung der Grundbeſitzer ge
nießt, mit bewaffneter Gewalt geſtürzt worden. An die Stelle
der Republik iſt ein faſt unumſchränkt herrſchender Koſaken
hetmann getreten. Dieſe Reaktion mag unvermeidlich ſein
und wird vielleicht auch eines Tages in Großrußland kommen.
Aber ſo beſtimmt auch die deutſche Regierung erklären mag,
daß ſie mit dieſem reaktionären Gewaltakt nichts zu tun
habe, ſo feſt wird die Welt das Gegenteil glauben. Wir ſtehen
in Finnland auf Seite der Weißen gegen die in der
uk ine mit dem Hetmann gegen die früher he chent
Sozialrevolutionäre, in den baktiſchen Ländern mit der herr
ſchenden deutſchen Oberſchicht gegen die breiten Maſſen Das
mag alles aus dem Zwang der Verhältniſſe herauswachſ 8

und nicht zu umgehen ſein; es mag logiſch aus der Tatſache
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folgen, daß Deutſchland ſich einmal entſchloſſen hat, im eigenen
politiſchen und wirtſchaftlichen Jntereſſe am ſtaatlichen Wieder
aufbau der Grenzländer mitzuarbeiten.

Aber unleugbar wird ſo der Eindruck erweckt, als ſpiele
Deutſchland die Rolle des Preisfechters der internationalen
Reaktion, Deutſchland e r an undbeſitzenden Klaſſen gegen die Volksfreiheit. Wäre es e v
fo, müßte es die Widerſtände der demokratiſchen Kreiſe in der
ganzen Welt, auf die wir zur Erreichung des Friedens doch
in erſter Reihe rechnen müſſen, gegen Deutſchland os
verſtärken und gugleich bei uns im Lande der Ententeagitation
neuen Boden ſchaffen, daß der Krieg gegen Deutſchland ein
Fre kampf ſei. Nur die fofortige Durchſetzung des gleichen
Wahlrechts in Preußen kann dieſe Gefahr beſchwören. Sie iſt
ein unabweisbares Gebot auch der deutſchen Außenpolitik.

Die ſächſiſchen Vationalliberalen
und das Wahlrecht.

Der Nationalliberale Landesverein für das Königreich
Sachſen wird nächſten Sonntag in Leipzig eine Vertreterver
fammlamng abhalten, um zu der Frage der Reform des Land
tagswahlrechts Stellung zu nehmen. Die Wahlrechtsfrage
brennt auch den ſächſiſchen Nationalliberalen auf den Nägeln.
Während fie ſich bis in die erſten Kriegsjahre hinein der
Frage der Abänderung des Pluralwahlrechts in holder Ein
tracht mit den Konſervativen gegen jede Aenderung des Wahl
rechts unbedingt ablehnend verhielten, haben ſie in der letzten
Zeit eine immerhin bemerkenswerte Schwenkung gemacht. Der
bebannte Schulmann Dr. Seyfert iſt in dem außerordent-
ſchen Ausſchuß für politiſche Neuordnung in der Zweiten
Kammer für die Einführung des gleichen Wahlrechts unter
Anwendung des Verhältnisverfahrens eingetreten. Jn der
nationalliberalen Fraktion ſtand er damit ganz allein und im
Ausſchuß fand er nur die Unterſtützung der Fortſchrittler.
Später haben die Nationalliberalen ſich auf ein gemildertes
Plkuralſyſtem geeinigt, wonach ſtatt 3 wie heute künftig 2
Zufatzſtimmen gewährt und dieſe auch nicht vom Vermögen,
dem Einkommen oder der Bildung abhängig ſein, ſondern
nur nach ſogenannten neutralen Momenten, wie dem Alter
und Familienſtand, gewährt werden ſollen. Geſpannt darf
man nun ſein, wie ſich die nationalliberale Vertreterverſamm-
lung am Sonntag entſcheiden wird. Als kürzlich der national
Uberale Verein für Plauen ſeine Jahresverſammlung ab-

ielt umd hier über die Verhandlungen des nationalliberalen
Jentrabvorſtandes für das Reich zur preußiſchen Wahlrechts
frage berichtet wurde, lehnte die Verſammlung den im Zen-
tralvorſtand bekanntlich mit mehr als Vierfünftelmehrheit ge-
faßten Beſchluß für das gleiche Wahlrecht ab, während der
fächſiſche Generalſekretär der nationalliberalen Partei, Dr.
Brüß, der Einführung des gleichen Wahlrechts und dem
Verhäktnisverfahren das Wort redete. Auch der bekannte All-
deutſche Prof. Dr. Brandenburg hat ſich in einer Ausſprache
in der Jahresverſammlung des Leipziger nationalliberalen
Vereins in den letzten Tagen für das gleiche Wahlrecht aus
neſprochen. Das will ſchon etwas heißen. Von dem zum Be-
richterſtatter auf der nächſten Sonntag in Leipzig ſtattfinden-
den Vertreterverſammlung beſtimmten Vorſitzenden der
nationalliberalen Landtagsfraktion, dem Abg. Nitzſchke aus
Leutzſch, darf man dagegen annehmen, daß er mehr ein ſäch-
ſiſcher Lohmann, alſo ein Gegner des gleichen Wahlrechts iſt.
Es würde auf die Oeffentlichkeit ſicher einen beſſeren Eindruck
gemacht haben, wenn Abg. Dr. Seyfert oder mindeſtens der
Abg. Dr. Zöphel, der Vorſitzende des Verfaſſungsausſchuſſes,
zum Redner beſtellt worden wäre. Auch der Umſtand, daß die
Verhandlungen geheim geführt werden ſollen, erlaubt es ge-
rade micht, den Beſchlüſſen dieſer Vertreterver ſammlung mit
Opkimismus entgegenzuſehen. Nun, wir werden ja ſehen. Am
Ende wird das gleiche Wahlrecht auch in Sachſen kommen
müſſen, mögen die Nationalliberalen wollen oder nicht.

Die Vorgänge in der Akraine.
Jm Haushaltsausſchuß des Reichstags prote-

ftierte am Montag Abgeordneter Ebert zunächſt gegen die Art, wie
der amtliche Bericht abgefaßt und der Oeffentlichkeit übergeben
wurde. Auf ſeinen Antrag wird die Vertraulichkeit der Verhand
lungen aufgehoben und damit die Berichterſtattung freigegeben.
Abg. Ebert forderte dann weiter, daß Material über die Vorgänge
in der Ukraine vorgelegt werden ſoll, insbeſondere müſſe man
näheres über die Zuſammenſetzung der neuen Regierung erfahren.

Unterſtaatsſekretär von dem Busſche verlas davaufhin ein Tele-
gramm des Voiſchafters Frercherrn v. Mumm, in welchem geſagt
wurde, es handle ſich bei der neuen Regierung um ein reines
Arbeitsminiſteriu, von dem durchaus nicht behauptet werden
lönne, es ſei deutſchfeindlich geſfinnt. Der neue Hetmann der
Ukraine könne ebenfalls nicht als deutſchfeindlich bezeichnet werden.
Er ſei übrigens nicht Ruſſe, ſondern Ukrainer.

Abg. Haas (Freiſ. Vp.) übt dann ſcharfe Kritik an der Ukraine
politik. Der Friede mit der Ukraine ſei immer noch nicht raitfr-
ziert, weil das Geheimabkommen, das mit der Ukraine getroffen
wurde noch nicht erfüllt worden iſt. Dag Auſtreten der Militärs
laſſe die Gefahr in greifberer Nähe erſcheinen, daß alles wieder zer
ſtärt werde, was im Laufe der Jahre errungen worden iſt. Die
Reichsregierung muß auf alle Fälle dafür forgen, daß ſie die Lei-
tung in der Hand behält und daß verhütet wird, daß jeder Militär
befehlshaber auf eigene Fauſt handeln kann. Das Vorgehen gegen
die Rada, das nach dem Rezept des Herrn v. Oldenburg-Januſchau
erfolgt iſt, ſtehe beiſpiellos da und mußte in der Bevölkerung der
Ukraine große Erbitterung auslöſen. Es unterliege auch gar
keinem Zweifel, daß wir dort lediglich im Intereſſe der Großgrund-
beſttzer gehandelt haben, die mit der Grundaufteilung durchaus nicht
einverſtanden ſind. Der Redner geht dann über auf die Verhält
niſſe in den baltiſchen Provinzen und fragt, ob es richtig ſei, daß
die eſtniſche Abordnung, die man in Berlin nicht hören wollte, jetzt
nach London gereiſt iſt, um dort Anſchluß an die Entente zu ſuchen.
Wenn man der Heeresleitung und dem Militärbefehlshaber völlig
freie Hand laſſen wolle, dann ſei es beſſer, ihnen auch gleich die
politiſche Verantwortung aufzubürden.

Abg. Streſemann vermutet, daß eine Reihe von Mißverſtänd
niſſen unterlaufen ſei. Sr bemerkt, daß niemand Freude an den
Vorgängen in der Ukraine empfinden könne und daß unſere Politik
ellerdings dazu führen könne, daß nicht eine Schwächung, ſondern
eine Wiederherſtellung Großrußlands eintreten werde. Auf der
anderen Seite käme aber in Frage, daß die Ukraine nicht erfüllt
habe, was verſprochen worden er und daß wir deshalb genötigt
waren, die Durchführung der Vereinbarungen ſelbſt in die Hand

nehmen. Das Vorgehen gegen die Rada ſei keineswegs zuSinigen, aber es ſtelle ſich auch heraus, daß ein großer Fehler darin

Iiege, daß man einen Diplomaten nach Kiew geſandt habe, der zum
prſienmal in dieſes Land komme. Ss wäre weit beſſer geweſen,
wenn man ſowohl nach Kiew wie nach Moskau tüchtige Kaufleute
geſchrckt hätte. Jm Oſten ſei noch alles im Fluß und deshalb ſei
es durchaus richtig, wenn eine kurzfriſtige Politik getrieben werde,
die den Bedürfniſſen der Stunde Rechnung trü Wenn die

kraine arbeitenRegierung mit der neuen Regierung der
ſolle ſie es zun. Der Redner t dann weiter, man

Verſtändigung mit Holland.
Drittens wurde die Wied hme des ſeit Beginn desWie den Blättern aus dem Haag gemeldet wird, iſt der Zwei

ten und der Erſten holländiſchen Kammer folgende ſchriftliche Mit
teilung des Miniſters des Auswärtigen zugegangen

Die Spannung, die in dem Verhältnis zwiſchen Hollandund Deutſchland eine Zeitlang beſtanden hatte, iſt be hoben. Die

deutſche Regierung verlangte von der holländiſchen Regierung r
Maßregeln, die in ihrer urſprünglichen Form nur teilweiſe für die
Bewilligung in Betracht kamen.

Sie verlangte erſten s die Wiederaufnahme der ſeit dem
15. November 1917 eingeſtellten Durchfuhr von Deutſchland nach
Belgien auf den niederländiſchen Waſſerwegen von Saud, Kies und
Steinſchlag, ohne auf die Bedingung der holländiſchen Regierung
einzugehen, daß zunächſt durch eine Kommiſſion von Sachverſtän
digen in Belgien eine Unterſuchung darüber angeſtellt werden ſollte,wie das früher durchgeführte Material verwendet wurde. Gegen

eine derartige Durchfuhr unbeſchränkter Mengen ohne Kontrolle
wehrte ſich die holländiſche Regierung ſofort, da ſie ihrer wohl-
bekannten Auffaſſung von ihren Neutralitätspflichten widerſprochen
haben würde. Die deutſche Regievung nannte darauf ſelbſt eine
Höchſtziffer für die zu geſtattenden Mengen, nämlich 1 600 000
Tonnen jährlich. Damit entfielen für die holländiſche Regierung
die pringipiellen Bedenken, die ſie geäußert hatte, denn die von
der deutſchen Regierung genannte Ziffer blieb unter dem Mapi-
mum, das ſie in ihrem den Generalſtaaten bekannten Schriftwechſel
als für die gewöhnliche Unterhaltung und Reparatur der belgiſchen
Straßen notwendig bezeichnet hatte. Die holländiſche Regierung
konnte darum auch ohne große Schwierigkeit die von ihr in letzter
Jnſtangz geſtellte Bedingung fallen laſſen, daß eine Kontrollkom
miſſion in Belgien zugelaſſen werden ſolle, ehe die Durchfuhr wie
der aufgenommen werden könne, eine Bedingung, die die deutſche
Regierung jetzt für unannehmbar erklärt hatie. Die holländiſche
Regierung hat dieſe Regelung um ſo eher annehmen können, da auf
ihr Erſuchen die deutſche Regierung ſich bereit erklärte, die Nicht
verwendung der durchzuführenden Materialien für milttäriſche
Zwecke in den auszuwechſelnden Noten ausdrücklich feſtzuſetzen.

Zweitens verlangte die deutſche Regierung die unbehin-
derie Ausfuhr von Kies aus Holland nach Belgien bis zu
einem Höchſtbetrage von 250 000 Tonnen monatlich. Es war näm-
lich infolge des hierzulande ſeit kurzer Zeit beſtehenden Ausfuhr
verbotes die ſonſt freie Ausfuhr von Sand und Kies ſehr erſchwert.
Auch gegen die Bewilligung dieſer Forderung, die ein Produktdes holländiſchen Bodens betraf, das feinem Ausfuhrverbot unter

liegt, hatte die holländiſche Regierung keine prinzipiellen Bedenken.

Kri von der deutſchen Regier lbſt llten Güterverrer für die Eiſenbahn en Belgien und Deutſch
land über Roermond verlangt. Dagegen konnten von nieder-
ländiſcher Seite keine Bedenken erhoben werden, da ſie nach dem Ver
trage mit Deutſchland vom 13. November 1874 ver iſt, dieſen
Bohnvetrkehr zu ermöglichen. Die deutſche Regierung verlangte die
freie Durchfuhr aller Güter mit Ausnahme von gen, Waffen
und Munition. Von Truppentransporten war die Rede. Die
holländiſche Regierung durfte aber wegen des in Artikel 2 ihrer Neu-
tralitätserklärung ausdrücklich ausgeſprochenen völkerrechtlichen Grund-
ſatzes keine Durchſuhr von Heeresproviant geſtatten. Sie teilte
deshalb der deutſchen Regierung mit, daß dieſe vierte Ausnahme eine
unbedingte Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der Durchfuhr über Land
bilde. Die deutſche Regierung hat jetzt erklärt, daß ſie dieſen Bedin
ßeneeg für die Durchfuhr zuſtimme und hat ſich auch mit der von der

ländiſchen Regierung gewünſchten Umſchreibung des Begriffes „Waf
fen“, der alle zur Bewaffung und Ausrüſtung notwendigen Gegenſtände
umfaſſen ſoll, einverſtanden erklärt.

Viertens wurde die Vereinfachung und Beſchleunigung der
von der holländiſchen Regierung erlaſſenen Kontrollbeſtimmun-
gen zur Abwehr der unerlaubten Ausfuhr an Bord der durch und
ausfahrenden Rheinſchiffe, die nach der Anſicht der deutſchen Regierung
die durch den Rheinſſchiffahrtsvertrag garantierte freie Fahrt ſehr be
hinderten, verlangt. Die holländiſche Regierung, die dies ſelbſt er
wünſcht fand, hat es auf ſich genommen, alles zu unternehmen, um die
beanſtandeien Behinderungen aus dem Wege zu räumen und zwar durch
V Verladen in Deutſchland unter Aufſicht eines hol
ländiſchen Beamten, durch Bewachung an Bord und durch raſche Aus
klarierung, dieſes alles, ohne im geringſten auf das ihr vertragsmäßig
zuſtehende Recht auf Kontrolle zu verzichten. Die holländiſche Re
gierung ſteht in dieſer Frage noch mit der Berliner Regierung in Ge-
dankenaustauſch.

Schließlich iſt die deutſche Regierung auf Anſuchen der hollän
diſchen Regierung von ihren anfänglichen Beſchwerden gegen die Vor
ſchriften atgegangen, die durch die niederländiſche Regierung den hol
lär.diſchen Beamten in Belgien erteilt worden ſind und nach denen für
aus Belgien auszuführende Waren die Erklärung, daß ſie nicht militä-
riſche Vorräte, Kriegsbeute oder requirierte Waren ſind, nicht abge
geben werden darf, wenn es ſich um Güter handelt, die Requiſitionen
unterworfen ſind. Die deutſche Regierung gab zu, daß dieſe Vorſchrif
ten keinen Anlaß zur Beſchwerde gäben. Es werden die militäriſchen
Urlaube wieder erteilt und den Truppen wird auch die ſonſt übliche
Bewegungsfreiheit wieder zugeſtanden werden.

möge Letten in die deutſche Verwaltung nehmen, damit die Letten
ſehen, daß ſie auch in Deutſchland vorwärts kommen.

Abg. Freiherr v. Gamp findet das Vorgehen in der Ukraine
ganz in Ordnung und ſtellt an die Regierung die Frage, ob denn
die ruſſiſche Regierung bei ihr angefragt habe, ob ihr Herr Joffe
als Botſchafter genehm ſei. Daraus, daß Herr Joffe mit Sozial
demokraten verkehre, unter denen ſich vielleicht auch deutſchfeind-
liche befänden, könnten die „größten Vedenken“ entſtehen.

Die Beratungen ſollen am Dienstag zu Ende geführt werden.

Die Beratung der Herrenhaus-
vorlage.

Das Preußiſche Abgeordnelenhaus hat am Montag die Herrenhaus
vorlage in zweiter Leſung weiter beraten. Die Debatte drehte ſich inder Hauptſache um den g 4, der den Kreis derjenigen Perſonen auf-

ählt, die auf 12. Jahre oder für die Dauer ihres Amts ins Herrenhaus
erufen werden. lagen hierzu eine Reihe von Abänderu

anträgen vor, u. a. ein Antrag der ſozialdemokratiſchen Fraktion,
Zahl der Vertreter der Landwirtſchaft zu verringern, dagegen die der
Vertreter der Arbeiter von 24 auf 48 und die der Vertreter der Ange
ſtellten von 16 auf 32 zu erhöhen. Die Fortſchrittler beantragten
gleichfalls eine Erhöhung der Vertreter der auf 32, dagegen
wollten ſie ſich, ebenſo wie das Zentrum, mit 36 Arbeitervertretern be
gnügen.

Genoſſe Hue führte u. a. aus, daß der S 4 für die zukünftige Ge
ſtaltung des Herrenhauſes von einſchneidender Bedeutung ſei. Er wies
nach, wie ungleichmäßig die einzelnen Klaſſen in Zukunft im Herren-
haus vertreten ſein ſollen und wie namentlich die Arbeiter entrechtet
werden, während der Landwirtſchaft eine Vertretung eingeräumt werden
ſoll, die weit über ihre Bedeutung hinausgeht. Auch die Entrechtung
der Kriegsteilnehmer zog Genoſſe Hue in den Kreis ſeiner kritiſchen
Betrachtung. Er ſchloß mit der Warnung an die Konſervativen, dieſem
Volke, dem man ſchon ſo viel zugemutet habe, nun nicht auch noch die
weiteren Beſchlüſſe zum Herrenhaus und die Ablehnung des gleichen
Wahlrechts zum Abgeordnetenhauſe zuzumuten. Die Silugſion ſel mit
Konfliktsſtoff innerer und äußerer Natur geladen. Wir kennen noch
nicht das Ende des Krieges und die innerpolitiſche Situation iſt derart,
daß es angebracht erſcheint, an das Wort Theodor Mommſens zu er-
innern: „Jhr treibt es arg! Ich fürcht', es breche, nicht jeden Wochen
ſchluß macht Gott die Zeche.“

Jm weiteren Verlauf der Debatte kam der Vertreter der Unab
hängigen, Ströbel, zu Worte, der ſich gegen die ganze Jnſtitution des
Herrenhauſes wandte und im übrigen aufs heftigſte gegen die „Re-
gierungsſozialiſten“ im allgemeinen und gegen unſeren Genoſſen Haeniſch
im ſpeziellen wetterte. Er beſaß gelinde geſogt die Geſchmack
loſigkeit, den Genoſſen Haeniſch, weil dieſer in ſeiner Rede vom Sonn-
abend ſich auf Marx berufen hatte, als „Leichenſchänder“ zu bezeichnen.
Diefe Art und Weiſe, wie Anhänger des allgemeinen, gleichen, direkten
und geheimen Wahlrechts gegen Verfechter der gleichen Forderung in
einem Moment polemiſieren, wo es mehr als je auf die Einheitlichkeit
aller fortgeſchrittenen Politiker ankommt, erregte auf der äußerſten
Rechten große Genugtuung. Man merkte es den Herren förmlich an,
wie ſie ſich über das Auſtreten des Ströbel freuten, und nicht mit Un
recht konnte der Abg. Gronowski vom Zentrum erklären, daß Ströbel
durch ſeine Ausführungen der Idee des gieichen Wahlrechts keinen guten
Dienſt geleiſtet habe.

Die Abſtimmung ergab die Annahme des S 4 unter Ablehnung
faſt ſämtlicher Anträge. Nur einige Anträge, die die Vertreter der kleinen
Landwirtſchaft etwas beſſer ſtellen wollen als es die Kommiſſionsfaſſung
vorſieht, gelangten zur Annahme. Die übrige Debatte über die Herren

um war e her t vach Eredigung der Vorlage über die Zuſammenſetzung desrenhauſes begann in vorgerückter Stunde die See der ugs

vorlagen, und zwar wurden zunächſt die Sicherungsanträge des Zen-
trums und der Freikonſervativen zur Beratung geſtellt. Der Miniſterdes Innern gab hierzu die Erklärung ab, die Kegecunz würde voraus

bereit ſein, auf den Boden dieſer Sicherungen zu kreten, wenn
durch ein Zuſtandekommen des Verfaſſungsreformwerkes im ganzen in
einem für die Regierung annehmbaren Sinne v werden würde.
Der konſervative Führer v. Heydebrand bemerkte, die Anträge, die
für Aenderungen der Verfaſſung eine qualifizierte Mehrheit verlangen,
ſeinen Freunden ſympathiſch ſeien. Es ſei wohl möglich, daß ſie in
einem ſpäteren Stadium dafür ſtimmen würden. Dagegen ſtellte er
ſich den Sicherungsanträgen des Zentrums weniger geneigt gegenüber.

Deutſcher Reichstag.
159 Sitzung, Montag, den 6. Mai, nachmittags 2 Uhr.

Am Bundesratstiſch: Frhr. von Stkein.
Die zweite Beratung des

Etats des Reichswirtſchaftsamts
wird fortgeſetzt.

v Don a e h hWi i ampfgegen hen a Meer ke We geigt, er e

Ahnung vom Weſen der Sozialdemokratie hat. Dr. SchulzeGävernitz
faßt den Sozialismus auf als die Polizeiwirtſchaft, wie ſie unter
Friedrich dem Großen beſtand. Weiß der Herr Profeſſor wirklich nicht,
daß der ſozioliſtiſche Stoat das gerade Gegenteil des aufgeklärten Poſi
zeiſtaates Friedrichs iſt? Der ſozialiſtiſche Stogt iſt ja gerade der Siaat
der wirtſchaftlichen Freiheit für die Arbeiter. Die Wirtſchaft zum Nutzen
der Unternehmerverbände, wie fie Herrn Wildgrube als Jdeal vor
ſchwebt, iſt unvereinbar mit der Freiheit des Volkes, vielmehr muß die
ganze Wirtſchaft aufgebaut werden und durchgeführt werden

durch und für das arbeifende Volk.
Die Frageſtellung „Freie oder gebundene Wirtſchaft“ iſt lrreführend.
Wir haben ſchon längſt vor dem Kriege in den wichtigſten Jnduſtrien
die Kartelle und Syndikate und den andauernden Rückgang des Mittel
ſtandes gehobt. Der Kriegsſozialismus hat ſich, ſagt man, nicht be-
währt, und deshalb eifert man gegen den Sozialismus überhaupt. Jn
Wahrheit iſt der das Gegenteil von Sozialismus, er
iſt nichts als kapitaliſtiſche Kriegswirtſchaft. Man hat viel zu ſpät und
dann nur halb eingegriffen. Alle Kriegsmaßnahmen mit einemmal
aufheben, heißt, der ſchlimmſten Ausbeutung und dem

ſchlimmſlen Wucher freie Bahn ſchaffen.

(Sehr richtig! b. d. Soz.) Die Frage ſteht jetzt klar ſo: Kapitaliſtiſche
oder ſozioliſtiſche Wirtſchaft. Ein Mittelding gibt es nicht. Deshalb
mache ich mir auch keine Jlluſionen über die Tätigket des erſten
Staatsſekretärs des Reichswirtſchaftsamts. Und wenn er der tüchtigſie
Mann wäre, er kann das nicht leiſten, was die Zeit erfordert, weil er
eben nicht Soziliſt iſt. Die furchtbarſten Folgen des Krieges werden
ja erſt in der Uebergangszeit kommen und da wird der Staatsſekretär
verfagen, weil er eben in kapitaliſtiſchen Anſchauungen befangen iſt. Der
Staatsſekretär will ſich bemühen, die Wunden zu heilen, die der Krieg
uns geſchlagen. Wie ſoll das geſchehen, wenn die Rüſtungen nach dem
Friedensſchluß weitergehen. Deshalb darf beim Friedensſchluß nicht
auf Ländererwerb geſehen werden, ſondern
es muß eine Verſtändigung über eine allgemeine Abrüſtung geſucht

werden.
Wir brauchen Rohſtoffe, deshalb müſſen die Verbindungen für unſern
auswärtigen Handel wieder angeknüpft werden. Statt deſſen ſäen wir
ungeheuren Haß, und ſolche Annexionsreden wie die des Dr. Wildgrube
fördern den Haß gegen uns.

Denn im Ausland weiß man nicht, ein wie kleiner Teil des Volkes
hinter Herrn Dr. Wildgrube und ſeinesgleichen ſteht. (Sehr wahr!
b. d. Soz.) Die Herren und auch der Staatsſekretär wollen dem Mittel
ſtand helfen? Wie denn? Der Staatsſekretär ſagt ſelbſt, alle Kräſte
müſſen in den Dienſt der Arbeit geſtellt werden. Damjſt erkennt er ſelbſt
an, daß man den Großbetrieb möglichſt fördern wird. (Hört, hört!
rechts“) Jawohl, denn das iſt die Mehrheit; das Großkapital wird
noch wichtiger werden und noch rüickſichtsloſer auftreken. Und da gilt
es für den Staatsſekretär auf dem Poſten zu ſein und

für Arbeilerſchutz und Angeſtelllenſchutz zu ſorgen.

Jch erinnere z. B. an die Verabredung der 19 Berliner Metallindu-
ſtriellen, niemanden zu engagieren, der von einem dieſer Betriebe weg-
gegangen ſei. Der Reichskanzler hat ſeinerzeit auf eine Anfrage hier-
über durch einen Vertreter des Reichswirtſchaftsamts erklären laſſen,
daß ihm nichts darüber bekannt ſei. Zur wirkſamen Erfüllung der
Aufgaben des Reichswirtſchaftsamks gehört freilich ein Beamtenſtand,
wie wir ihn nicht haben. Unſer Beamtenſtand mit ſeinem Dünkel und
ſeiner Bevormundungsſucht dem Publikum gegenüber hat völlig verſagt.

Die wahnſinnig hohen Kriegsgewinne
vieler Geſellſchaften. die zur Verſchleierung, zur Erhöhung des Aktien-
kapitals geſchritten ſind, hätte das Reichswirtſchaftsamt und die Reichs
leitung den Gefellſchaften nicht belaſſen dürfen, das Ermächtigungsaeſetz
gab die Handhabe, dieſe Gewinne zu einem großen Teil für das Reich
in Anſpruch zu nehmen. Auch auf dem Gebiet des Arbeiterſchutzes
ſollte das Reichswiriſchaftsamt energiſch vorgehen und dafür forgen, daß
die bei Kriegsbeginn außer Kraft geſetzten Schutzbeſtimmungen im weiten
Umfange zur Geltung kommen. Dabei darf der Staatsſekretär ſich nicht
nur auf Gutachten der Unternehmer, ſondern auch auf ſolche der Ar-
beiter ſtützen.

Auch ſoll er nicht vor einem Eingreifen gegen die ganz großen
Unkernehmer zurückſchrecken.

Aber ich hoffe nicht auf einzelne Perſonen und auf die bürgerlichen
Parteien man braucht ſich ja nur an den Eiertanz der Herren vom
Zentrum und des Herrn Rießer bei der Frage des Eingriffs der Staats-
gewalt während der Uebergangswirtſchaft zu erinnern. Ohne Kampf
des arbeitenden Volkes wird auch auf dieſem Gebiete nichts erreicht
werden. Die Gegenſätze werden auch nach dem Kriege wieder auf
einanderſtoßen, aber

das arbeilende Volk wird ſeinen Willen durchſetzen.

Dieſer Krieg iſt ein Krieg der Maſſen, ſeine Opfer, die wirtſchaftlichen
und politiſchen, ſind aus der Maſſe gekommen, und das Volk geht ausdem rig heraus mit der Ueberzeugung, wer die Op trägt muß

auch die Rechte haben. Das Volk wird ſich die Wirtſchaft von vor dem

Kri icht llen ößer die e h n ider Sieg des arbeilenden Volkes
(eifall b. d. Soz.)
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Boden einer ſtarken Wirtſchaf

er

Abg.
Reichswirtſchaſtsamt zu ſeinen

Aufgaben weie z ſen, und

iſt
gabe des Kriegsamts. Zu den Fachausſchü Vertretheiter und Angeſtellten zu berufen, iſt l i. r
vereits geſchehen. Bei der Berufung von Vertretern
werde ich mich aber lediglich um die Sachkenntnis und n

e lebe e d Veehe de r ee Beam one ich, demſchaftsamt jede ſo der Bevormundun ſenden
Der Abg. Bell wünſchte vorgeſtern,

eine Stelle angegliedert werden

zur Pflege der Mittelſtandsintereſſen.
Zum Teil bin ich dieſem Wunſche or. gekommen, dennwird bei uns der Sekretär des deriſchen Sander ten beſchaſ-

tigt, mit der beſonderen Aufgabe, uns in Handwerkerfragen zu be
raten. Die Abgg. Maier-Kaufbeuren und Dr. Südekum wünſchten
eine Produktionsſtatiſtik. Wir haben bereits während des Krieges
einen Beobachtungsdienſt über die Produktionsverhäliniſſe ein
gerichtet, und ſind mit der beſchäftigt, wie es unzuſtellen
iſt, daß wir die Reſultate ſo ſchne als möglich erhalten, und ich
hoffe, wir werden zu einem guten Ziele kommen. Die Abgg. Wild
grube und Behrens klagten über die Papiernot und über ungerechte
Bevorzugung einzelner großer Firmen. Eine ſolche liegt nicht vor,
aber die Verteilung muß nach irgendeinem feſten Maßſtabe vor
Tr werden, und da haben wir die Auflage von 1916/17
gewah

Abg. Keinath (Natl.): Die Errichtung eines beſonderen Reichswirtſchaftsamts beweiſt erfreulicherweiſe, daß in Zukunft in r

deutſchen Reichspolitik die Wirtſchaftsfragen mehr als bisher be
tont werden ſollen. Dringend notwendig iſt eine Reform des Aus
landsnachrichtendienſes; die Nachrichten müſſen vor allem be
ſchleunigt werden. Die deutſchen Auslandsforderungen müſſen bei
künftigen Friedensſchlüſſen mehr als bisher geſchützt werden. Vor
allem aber tut not, die Befreiung der Wirtſchaft von den Feſſeln
der Kriegswir ſchaft. Nicht ſowohl durch den Krieg als durch die
Kriegsregelung haben Handel und Gewerbe ſo ſchwer gelitten. Bei
dem für die Uebergangswirtſchaft zu erwartenden neuen Ermäch-
Haungegeſes wird beſonderer Wert auf ausreichende Rechtsgaran-
tien für die Bevölkerung gelegt werden müſſen. Ueberhaupt liegt
eine freiheitliche Auffaffung der Uebergangswirtſchaft im Jntereſſe
des geſamten Volkes. (Beifall b. d. Natl.)

Abg. Schiele (Konſ.): Wir werden uns auf den Wirtſchafts
Kreg nach dem Kriege einrichten müſſen. Jm Wirtſchaftsleben
kommt es vor allem auf freie Perfönlichkeiten an. Eine weit
gehende Beeinfluſſung des Wirtſchaftslebens durch den Staat iſt
damit nicht verträglich. Ein geſunder Fortſchritt iſt nur möglich
auf dem Boden der überlieferten Wirtſchaftsverfaſſung, nur auf
dieſem Boden iſt eine Entfeſſelung aller Produktivkräfte möglich.
Während der Uebergangswirtſchaft, ſolange die Nachfrage nach
vielen wichtigen notwendigen Artikeln das Angebot weit über
wiegt, müſſen wir dem Reich das Rü g zum Eingreifen in die
Hand geben. Aber dieſe Eingriffe müſſen auf das abſolut Noi-
wendige beſchränkt bleiben. Deutſchlands Sozialpolitik vor dem
Kriege war vorbildlich. Jhre a waren nur zu tragen auf dem

ialpolitik und ſtarke Wirt
ſchaft gehören unlöslich zuſammen. ifall rechts.)

Abg. Trimborn (Zentr.) befürwordet eine vom Zentrum ein-
gebrachte Refolution, die beim Reichswirtſchaftsamt eine beſondere
Stelle zur Behandlung der das Einigungs- und Tarifweſen be-
treffenden Fragen wünſcht, ferner einen ſtändigen Beirat aus
Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur Beratung ſozial
politiſcher Fragen und ſchließlich ſofort einen beſonderen ſtändigen
Ausſchuß zur Beratung von Fragen, die die Arbeiter und Ange
ſtellten betreffen.

Abg. Schmidt (Soz.)
fordert veichsgeſetzl Regelung des Arbeitsnachweiſes. Was
23 r auf dieſem Gebiet und dem eng damit zuſammenhängenden

jet der Arbeitsloſenunterſtützung geſchehen iſt, genügt nicht.
Nach dem Krieg wird imarbeit wahrſcheinlich eine große Aus
dehnung annehmen, die zu ihrem Schutz und zu ihrer Regelung
getroffenen Maßnahmen werden beizubehalten ſein. Für die Land
wirtſchaft von beſonderer Bedeutung wird die Frage

des Erſatzes der ausländiſchen Arbeiter ſein,
die ſicher nicht ſo zahlreich wie vor dem Kriege nach Deutſchkand
ſtrömen werden. Um Deutſche t Landarbeit zu gewinnen
muß die rechtliche Stellung der ländlichen Arbeiter von Grund aus
umgeſtaltet werden. Des weiteren begründet der Redner die
ſogialpolitiſchen Anträge der Sozialdemokraten, die Gehaltegrenze
für die Verſicherungspflicht der Angeſtellten auf 8000 M. zu er-
höhen, die Außerkraftſetzung der Schutzbeſtimmungen für die Ar
beiter wieder und die beitsvermittlung und die
Rechtsverhältniſſe der ausländiſchen Arbeiter während des Krieges
in ſozialer Weiſe zu

ierauf vertagt das Haus die Weiterberatung auf Dienstag
2 Uhr. (Vorher kleine Anfragen.)

Schluß: 758 Uhr.

Der Rechtsentſcheid gegen die „An
abhängigen“ in Mannheim.

Wir haben kürzlich mitgeteilt, daß auf eine Klage des Sozialdemokratiſchen z im der Unabhängige Sozialdemokrat
Verein daſelbſt zur abe des Vereinsvermögens, das er bei der
Trennung mitgenommen hatte, verurteilt wurde. Die Urteilsbegrün-
dung liegt nunmehr vor. Die weſentlichen Ausführungen dieſes Urteils
ſind die folgenden:

erklärt das Urteil, daß zu denZunächſt ein Mitglied, dasr. x der „Unabhängigen“ bekenne, e

r itgſies ſein könne. 2 Ja bezügliche Abſchnitt des Urteils

utet:N 1 der der Partei Deuiſchlands (Mitgliedsvuch gehört zur Partei Scun die ſich zu den Grundſätzen
des Parteiprogramms bekennt und nach F 26 kann zur Partei nicht ge
hören, wer ſich eines groben gegen die G des Partei

dies iut, kann ausgeſchloſſen werden.
Da die alte ſ R und die neue nnabhängigeGruppe zwei beſondere Fraklionen im Reichstag bilden und ſich

Reichswirtſchaftsamt ſolle gli

der Soz. Partei Deutſ ges Hiernach erſcheint

es ül az Beſchluß über den U des

r Arbeitsgſchaft zu faſſen, ſo iſt dieſer Beſchluß wegen der Umſtände, unter denen

er de r nach F 138, 157 BGB. alser Withtigkeit der Beſchlußfaſſung war man in der
ſammlung vom 12. Auguſt 1917 übereingekommen, in einer auf den
9. anberaumten Mitgliederverſammlung den Reichstags

des Wahlkreisbezirks Oskar Geck zu hören und dann über
den Uebertritt zu beſchließen. Trotz dieſer Beſchlußfaſfung wurde am
23. Auguſt auf den Abend desſelben Tages die außerordentliche Mit

berufen, die ſich aber nicht darauf beſchränkte, ſich
mit dem auf dem zettel bekannt Grund der Ein
berufung Schwierigkeiten bei der Beitragskaſſierung, die darin beſtan
den haben ſollten, daß zwei Drittel der Mitglieder die Zahlung des
Wochenbeitrags verweigert haben ſollen, bis der Ortsverein ſeinen An
ſchluß an der Soz. Arbeitsgemeinſchaft genommen habe) zu befaſſen,
ſondern den Uebertritit zu der Soz. Arbeitsgemeinſchaft beſchloß.

Es kann ganz davon abgeſehen werden, ob zu dieſer Verſammlung
in der ſonſt üblichen Weiſe eingeladen war, die plötzliche Einberufung
und Beſchlußfaſſung unter Hinwegſetzung über den früheren Beſchluß,
wonach erſt in der Verſammlung vom 9. September zur Frage des
Uebertritis Stellung genommen werden ſollte, iſt als eine Ueber
rumpelung der mit dem Uebertritt nicht einverſtandenen Mitglieder
anzuſehen. Offenbar waren gefliſſentlich die Gegner des Antrags oder
ein Teil derſelben nicht eingeladen; das zeigt die abgegebene Stimmen-
zahl von 25 Stimmen für und 2 Stimmen gegen den Antrag, während
jetzt allein 49 Mitglieder als Gegner des Uebertritts und Kläger auf
treten. Selbſt wenn alle Mitglieder eingeladen waren, konnten ſie nicht
wiſſen, daß trotz der auf 9. September anberaumten Verfammlung in
der auf den Abend des 23. Auanſt plötzlich einberufenen Verſammlung
über die ſo wichtige Frage des Uebertritts Beſchluß gefaßt werden ſollte,
insbeſondere, da die Einladungszettel einen beſtimmten diesbezüglöchen
Vermerk nicht enthielten, ſondern nur davon ſprachen, daß das Ergebnis
der Beftragskaſſiernng om letzten Samstag zur Einberufung der außer-
ordentlichen Verſammlung genüge. Ein derorfiges Gehehren wider
ſorſcht den Grundſätzen von Tren und Glauben und verſlökt gegen die
guten Sitken, und der in der Verſammlung gefaßte Uebertritts-
beſchluß iſt daher nichtig.

Dieſer nichtige Beſchluß ändert ober an dem Fortbeſtehen des alten
Vereins nichts. Der Sozioldemakraliſche Orisverein in Hockenheim be-
ſteht nach wir vor. Donegen iſt in der Stellungnahme der vier Be-
klagten und der übrigen Mitglieder des Vereins, die ſich in oder außer-
halb der Verſammlung vom 23. Auguſt für den Nebertritt zur Ungbh.
Arbeiis gemeinſchaft erklärt haben. eine Austrittserklärung aus dem Soz.
Ortsverein nach 88 133, 157, 242 RSt B. zu erblicken da ſie gegen die
Grundſätze der Soz. Partei Deutſchlands verſtoßen haben (F 1, 26 der
Organiſation, Mitgliedsbuch S. 36 und 42).

Der Krieg zur See.
BVerlin, 6. Mai. (Amtlich). An der Weſtküſte von England

wurden neuerdings verſenkt:
ſechzehntauſendfünfhundert V.R.T.

Sämkliche Schiffe waren 2 beladen. Einer n FTrvſer wurde
aus einem ſtark g Der Chef des n S Marine.

zwei große franzöſiſche Dampfer verſenkt.
Genf, 7. Mai. Der franzöſiſche 17 000-Tonnen-Dampfer Poi-

tiero der Paris-Orleans-Linie, der aus England mit einer
Kohlenladung abging, wurde am 28. April im Kanal von Briſtol
torpediert und verſenkt. 10 Mann der Beſatzung ertranken,
24 Ueberlebende landeten in Le Havre.

Am Tage darauf wurde ebenfalls im Kanal von Briſtol der
Kohlendampfer St. Chamont von 18000 Tonnen

torpediert.

Von der Paläſtina-Front.
Kon 6 Mai. Aus dem amtlichen Bericht: Auch der

zweite Vorſtoß der Engländer auf das öſtliche Jordanufer hat mit einer
ſchweren Niederlage des Feindes geendet. Die fünftägigen
wütenden Anſtürme gegen unſere Front wehrten die mit großer Energie
geführten, zähe ausharrenden Truppen ab. Der vorgeſchobenen feind
lichen Kavallerie bereiteten deßtſche und türkiſche Truppen eine ver-
nichtende Niederlage. Die Truppen des Oberſten Boehm nahmen einer
feindlichen Kavalleriediviſion ſämtliche Geſchütze ab. Unter Einbuße vie
ler Menſchen und zahlreichen Materials flutete der Engländer zum Jor-
dan zurück, hart bedrängt von unſeren ſiegbewußten Truppen.

Renaudel verlangt Bekanntgabe
der Kriegsziele.

chenf, 7. Mai. In der Humanite verlangt Renaudel von der
Entente die Bekanntgabe praktiſch durchführbarer
Krie Die Entente dürfe ſich nicht vorwerfen laſſen, wegen
eines Länderfehens am Rheine den Krieg fortzuſehzen;
da dies geringfügig ſei gegenüber der Sicherheit der künftigen Genera
tion. Renaudel hofft, daß die amerikaniſchen Staatsmänner einen Weg
ſinden, um, da ein erzwungener Friede noch in weiter Ferne liege, einen
gerechten Frieden zu verwirklichen.

Zivildienſt in Frankreich.
Genf, 7. Mai. Der Kammerausſchuß verhandelte über die

JZivildienſtpflicht aller Männer zwiſchen 15 und 55 Jahren. Der
Ausſch bewilligte die Aufſtellung von Liſten der Dienſt-
pflichtigen, ohne die Dienſtpflicht im Prinzip anzunehmen.

Amerikaniſche Arbeiter in Paris.
Amſterdam, 7. Mai. Ein hieſiges Blatt erfährt aus Paris: Die

omerifaniſchen Arbeilerobgeordneten, die am Frei in Paris ange-
kommen ſind, erklörten in einem Jnterview, daß ſie weigerten,
mit deutſchen oder öſterreichiſchen Abgeordneten zuſammen
u treffen. Noch immer ſuche Henderſon in London nach einer VerPonunns ormel, die von den amerikaniſchen Abgeordneten angenommen

werden könnte.

T T.
Große Aeberſchwemmungen in Algier.

ungeheuer ſein.“

4 der Agitatlon und der Kaſſageſchäfte zu für Lebensmittel Ueberſchwemmu die Drz VBad. a ér. thhrn e t ſtark deeinfinſen n en
r e 2 Abſ. 2 des Mitgl.- ſind ums Leben gekommen.
27). en, aber dieWahfkreisſtatuts, Wie unſere Feinde frohlocken?

Jn der Werft von Friedrichshafen gab es am 16. April
zu ft faßt, da eine ſolche Be ein Schadenfeuer, über das die franzöſiſchen Zeitungen die unſin
ung nicht zur Agitation gehört und ein gleichwohl ergangener e Berichte verbreiten. L'Jnformation vom 17. April behaup
iſt deshalb nichtig.“ tet, der Brand ſei ein Werk der engliſch- amerikaniſchen Luftflotte

as den Hockenheimer Fall betrifft, das in Belfort, und mehrere Luftſchiffe und der größte Teil der zum
Urteil aus, der Beſchluß über den Uebertritt zu den en Schutz gegen die amerikaniſche Bedrohung dort verſammelten 30
auch deshalb iſt, weil er wegen der Umſtände, und gegen Treu Flugzeuggeſchwader ſeien dabei vernichtet worden. Damit nicht
und Glauben Das Urteil lautet in dieſer Hinſicht enugl! „Den ganzen Tag,“ heißt es weiter, „bis in die t„Wollte man aber annehmen, daß der Orisverein befugt war, einen 3 rer Exploſionen ſtatt. Der ganze Oſtteil der Stadt
Beſchluß über den Uebertritt des Vereins zu der emein wurde ſchwer mitgenommen. Die l der Opfer ſoll „ſich auf

140 Tote und 200 Verwundete belaufen. Der Geſamtſchaden „ſoll“
Aehnlich lautet der Bericht des Journal vom

ſelben Tage; nur die Zahl der Toten und Verwundeten iſt noch
etwas gewachſen und das Blatt ruft triumphierend aus, das
Hauptzentrum des deutſchen Flugweſens ſei völlig zerſtört und
mit ihm die Hoffnung der Deutſchen den Kampf mit der ameri-
kaniſchen Luftflotte men zu können.

Die franzöſiſchen Zeitungen werden wirklich gut informiert.
Sie wiſſen mehr als die Einwohner von Friedrichshafen. Es

aben in Wirklichkeit keine Exploſionen ſtattgefunden. Die Stadt
riedrichshafen hat keinen Schaden erlitten. Menſchen ſind weder

verletzt noch t worden. Der Brand iſt auch nicht das Werk
eindlicher Flieger. Er entſtand im Holztrocknungsraum des

rkes durch lbſtentzündung von im Trockenofen.
Da im Trockenraum und dem anſchließenden kleineren Holzlager
das Feuer gute Nahrung fand, und da ungünſtigerweiſe ein ziem-
lich lebhafter Rordwind herrſchte, ſo konnte das Feuer auf die
benachbarte alte Zeppelinhalle übergreifen, in der ſich glücklicher-
weiſe kein Luftſchiff befand. Von den geſamten r

abrikräumen konnte das Feuer ferngehalten werden. iſt das
eſamtergebnis des Brandes auf den Verluſt der Holzvorräte

und der alten hölzernen Zeppelinhalle beſchränkt geblieben. Daß
die Franzoſen es mit der Wahrheit nicht ganz genau nehmen,
wundert ja ſchon lange nicht mehr, aber ſie hätten in dieſem Falle
doch etwas gewandter lügen ſollen. So finden ihre Meldungen
anſtatt des erhofften Glaubens nur wohlverdienten Spott.

Politiſche Ueberſicht.
Gemeindeordnung und Frauenwahlrecht in Baden

Dem bodiſchen Landtag liegen eine Anzahl Anträge aller Parteien
vor, die ſich mit der Frage der Reform der Städteordnung und
des Gemeindewahlrechts befaſſen. Alle Anträge verlangen
die Aufhebung des beſtehenden Dreiklaſſenwahlrechts und die Einfüh-
rung des gleichen, geheimen, allgemeinen und direkten Wahlrechts und
der Verhältniswahl; eine Einſchränkung bringt nur ein nationalliberaler
Antrag, der die Verleihung einer 2. Stimme an Wähler verlangt,
die länger als 10 Jahre in einer Gemeinde anfäſſig ſind.
Der ſozialdemokratiſche Antrag verlangt die Verleihung des Wahlrechts
auch an die Frauen, während die Nationalliberalen dies nur an die
ſelbſtändigen Frauen der Städteordnungsſtädte verliehen wiſſen
wollen. Fortſchrittler und Sozialdemokraten beantragen ferner die un
mittelbare Wahl der Bürgermeiſter und Oberbürgermeiſter.

In der Ausſprache in der Kommiſſionsberatung machte das Zen
trum ſeine Zuſtimmung zu den Anträgen von einer Aenderung der
Gemeindeverfaſſung abhängig, das Frauenwahfrecht lehnte dieſe Partei
und ſein konſervatives Anhängſel, die rechtsſtehende Vereinigung, ab.
Die Nationalliberalen ließen ihren einſchränkenden Antrag bezüglich des
Ftauenwahlrechts falle n. Jm Namen der Reyieung erklärte der
Staatsminiſter Bodmann, daß die Regierung, nachdem die Mehrheit
des Landtags die Aufhebung der Klafſſenwahl verlange, dieſem Verlangen
nicht mehr widerſpreche; es entſpreche der neuen Zeit, daß das Klaſſen
wahlrecht beſeiligt würde.

Zum Schutze der „bodenſtändigen“ gegenüber den „ſluktuierenden
Elementen“ hält die Regierung eine Aufenthaltsdauer von 5 Jahren
zur Erlangung des Wahlrechts für nötig. Dem Frauenwahlrecht für
die Gemeinde ſteht die Regierung nicht ablehnend gegenüber, nur ſei
die Zeit zu deſſen Einführung noch nicht gekommen. Dem nächſten
Landtag ſoll ein Entwurf über die Reform der Städteordnung zugehen,
eventuell, wenn die Vorarbeiten fertig werden, auch ein Enkwurf zur
Reform der Gemeindeordnung.

Die Steigerung der Bodenpreiſe.
Jnfolge der gewaltigen Preiserhöhung für alle Bodenerzeug-niſſe und der überreichen Gewinne, die kaum anzulegen ſind, ſt

bei den Landwirten ein wahrer Landhunger eingetreten, der in
ein ans ungeheuerliches Emportreiben der Boden-
preiſe ausartet. Dreifache Erhöhungen gegenüber dem Friedens-

preis ſind normal; vielfach gibt es aber Preiſe, die die
früheren um das vier- und fünffache überſteigen. Jn der Um-
gebung von Köln wird jeizt der Morgen, der nach der Friedens
taxe 700 bis 900 M. koſtete, ſpielend zu 3000 bis 3500 M. ab-gefegt. Beſonders wird Land für den Gemüſebgu begehrt. Ein
Gut, das noch im erſten Kriegsjahre für 290 000 M. angeboten
wurde, ohne einen Käufer z finden, koſtet heute 500 000 M.

Dieſe Zuſtände kenngeichnen nicht nur die gewaltigen
Kriegsprofite der Agrarier; ſind für die künftigeErnährung des deutſchen Volkes geradezu erdreß
1lich, denn es verſteht ſich, daß das Hinauftreiben der Bodenprei
die anormalen Preiſe für die Bodenerzeugniſſe verewigt!

Letzte Nachrichten.
Genf, 6. Mai. (Havas.) Echo de Paris meldet: Der Flieger-

72 Manlon iſt von einem nächtlichen Streifzug nicht zurück
gekehrt.

Amſterdam, 6. Mai. Reuter berichtet, daß ein niederländiſches
Segelſchiff von ungefähr 100 Tonnen von vier deutſchen Fliegern
in einer Entfernung von 40 Meilen von der niederländiſchen Küſte
angegriffen wurde. Die Bemannung verließ das Schiff. Am
Abend konnte das Fahrzeug in den Hafen geſchleppt werden.

Riga, 6. Mai. Am Mai iſt nach faſt dreijähriger Unker-
brechung die Rigaer Börſe wieder eröffnet. worden.

Kopenhagen, 6. Mai. National Tidende meldet aus Stock-
holm Die Verhandlungen zwiſchen den ſchwediſchen, finniſchen
und ruſſiſchen Behörden haben zu dem Ergebnis geführt, daß die
ruſſiſchen Befeſtigungen auf den Alandsinſeln, die im Wider
ſpruch mit dem Alandsabkommen von Rußland angelegt wurden,
wieder beſeitigt werden.

London, 6. Mai. Die Times melden aus Peking vom
21. April Der Koſakenführer Semenow, der in Sibirien gegen die
Bolſchewiki kämpft, hat feine Vorpoſten bis nach Kharamor an
der Eiſenbahnlinie nach Charbin vorgeſchoben. Aus Trans
baikalien wird eine weitverzweigte Bewegung zugunſten Seme-
nows gemeldet. Die Bolſchewiki erblicken in Semenow eine Ge-
fahr für ihre Herrſchafi in Sibirien und werden ihm mit allen

Mitieln, die allerdings nicht ſehr bedeutend ſind, Widerſtand
n.

Tokio, 3. Mai. (Reuter.) Die ruſſiſchen Behörden in Kutſk
haben den e V Vizekonful ſowie den Vorſtand
eines japaniſchen Vereins unter der Beſchuldigung, militäriſche
Spione zu fein, verhaftet.
II

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Eier. Mittwoch, vormittags von 8—12 Uhr Nr. 63 001--70 000,
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Verband mitteldeutſcher Konſum
vereine.
16. VPerbandstag.

w. Halle a. S., 6. Mai 1918.
Jn den Thaliaſfälen tagt am Sonntag und Moniag der 16. Ver-

bandstag des Verbandes mitteldeutſcher Konſumvereine. Der
Verbandsvorſitende Hoffmann Magdeburg erſtattete den Be
richt des Vorſtandes. Redner ging zunächſt auf die allgemeinen
Ewrnäh
der Konſumgenoſſenſchaften bei der Verteilung der Nahrungs
mittel. Es bleibe dabei gewiß noch mancherlei zu wünſchen übrig,
ader gang zweifellos lägen die Dinge noch erheblich ſchlechter, wenn
nicht Vertreter der Konſumgenoſſenſchaften in den Ernährungs
kommiſſionen mitgewirkt hätten. Daher ſei auch zu warnen vor
der hier und da auftretenden Abſicht, aus Proteſt gegen die mangel
hafte Nahrungsmittelorganiſation aus den Ernährungskommiſſionen
auszuſcheiden. Durch die Einſtellung der Tätigkeit in dieſen Aus-
ſchüſſen werde die Nahrungsmittelmenge nicht vermehrt; es beſtehe
aber die Gefahr, daß es dann noch ſchlechter werde mit der Ver
teilung der Lebensmitiel. Redner verbreitete ſich dann über einige
beſonders ſchwierig liegende Einzelfragen, wie z. B. die Zucker
verſorgung, mahnte die Vereine, mehr noch als bisher durch die
Großßeinkaufsgeſellſchaft ihre Waren zu beziehen und ging dann
eiwas näher auf die Mitwirkung der Konſumgenoſſenſchaften bei
der Preisgeſtaltung der Waren ein. Der Krieg habe einen völligen
Zuſammenbruch des Rabattſparvereinsweſens gebracht. Darauf ſei
wohl auch zurückzuführen, daß eine Anzahl Stadwerwaltungen
unter Vorantritt von Görlitz verſucht hätten, den Konſumvereinen
zu verbieten, auf rationierte Waren Rückvergütung zu gewähren.
Dieſer Verſuch, hinter dem zweifellos mittelſtändleriſche Beftre
hungen ſtehen, ſei glücklicherweiſe fehlgeſchlagen, denn auf eine
Beſchwerde des Zentralverbandes hin hat der Staatsſekretär des
Kriegsernährungsamtes unter 29. April geantwortet, daß er in der
Gewährung von Rückvergütung eine im Jntereſſe der Verbraucher
liegende Ermäßigung der Preiſe ſehe, wenn er anderſeits auch der
Kompliziertheit der Frage wegen den Kommunen nicht allgemein
verbieten könne, ein Verbot der Gewährung von Rabatt auf ratio-
nierte Ware zu erlaſſen.

Der Berichterſtatter ſtreifte ferner kurz die neuen Steuer
unrlagen, von denen beſonders die Umſatzſteuer auch die Konſum-
vereine treffen werde. Nach wie vor müſſe energiſch auf die Be
ſeitiagung des Warenhausſteuergeſetzes als eines Ausnahmegeſetzes
gegen die Konſumvereine hingewirkt werden. Zum Schluß beſprach
Redner die Finanzlage des Verbandes und ſeiner Mitglieder- und
Umſatzbewegung. Dem Verbande gehören 133 Vereine mit 156 415
Mitgliedern gegen 134 Vereine mit 149 161 Mitgliedern tm Vor-
jahre an. Der Umſatz aller Vereine betrug 1915: 36,5 Millionen,

ierigkeiten ein und erörterte dabei die Mitwirkung kung

4916: 41,1 Milliqnen, 1917: 40,2 Millionen. Da in ganz Deuiſchland außer im Mitteldeutſchen und en. eſſen

die Urſache in einer mangelhaftenbelie cun durch die Kommunalverbände liege.

müſſe unter allen Umſtänden wegt t werden, wenn nicht anders
dann durch immer wiederholte erde.

beſtand ſei der höchſte ſeit dem Beſtehen des Verbandes Indeſſen

echniſ zumeinsvertreter auf, ſich ſtets und über etwaige Zurückſetzung
bei der Warenverteilung durch die bände
und mehr als bisher in der Preſſe und der Oeffentlichkeit von dem
Wirken ihrer Vereine zu reden.

Namens des An erſtattete Schulze (Halle) Bericht; er
beantragte, die Entlaſtung des Vorſtandes auszuſprechen.

Die Hiskuſſion über die Berichte drehte ſich vornehmlich um die von
der Reichsregierung vorgeſchlagene Erhöhung der Die
Redner wandten ſich dagegen, daß hierbei wieder eine Sonderbelaſtung
der Konſumvereine zutage gefördert werde. Herr Bäſtlein
burg) betonte, daß die gegenwärtige Situation der Konſumvereine ganz
beſonders ſchwierig ſei, denn ihre er bieten alles auf, um ihnen das
Woſſer abzugraben und das Leben ſchwer zu machen. Beſchlüſſe wurden
nicht gefaßt.

Nachdem dem Antrage auf Entlaſtun
zugeſtimmt worden war, wurden dann die
erſten Sitzungstages geſchloſſen.

Zu Beginn des zweiten und letzten el wurde zu
nächſt feſtgeſtellt, daß von 67 Verbandsvereinen 210 Delegierte entſandt
ind, wozu noch 16 andere Teilnehmer kommen. Dann ſprach Herr

ägt lein (Hamburg) als Referent über das Thema: „Die Aufgaben
der konfumgenoſſenſchaftlichen Organiſationen während der Uebergangs
wirſſchaft.“ Redner ging aus von den vorbereitenden Maßnahmen,
die bisher von Reichs wegen hinſichtlich der Uebergangswirtſchaft getrof
fen worden ſind, die Beſtellung eines Reichskommiſſars für dieſen Zweck
und die Errichtung des Reichswirtſchaftsamtes, ſchilderte dann, an

des Vorſtandes
erhandlungen des

nirgendwo ein Rückgang zu S war, ſei r daß
ieſer Uebelſtand en

S.
a

eſerwvelapiel.

Vereine die Mahnung eng t
habe der Krieg auf die Entwicklung der Eigenbetriebe der Konſumvereine

T ehe a Zukunft 60 z der Redner ſeine intereſſanten Var

Das Reichswirtſcha wird von h
ſelten e t ihre vie Sonderwunſge zu
en. Glü weiſe den ei Beſchluß des
daß dieſer mitzuwirken bei den smaßnahmen deselchowittſchaſtsamtes, die Gefahr ziem e e n.

t Raßnohmer e waren aller beier Feſtſtellung der und die zur Mitwirkubei den Vor ſ en Perre e-r
u den e edigenden Verlauf nahmen. Linem Aue

egungen.

Dem Vortrage folgte eine kurze Diskuſſion, in wel die
Schwierigkeiten der bei der Uebergangswirtſchaft zu nnoch einmal unterſtrichen wurden. wriſcoſt x Wſenve

Nach der Erſtattung des Berichts über die Reviſtionen bei denun durch de San Mikowſky und (ecwigeng
des Voranſchlags für das Jahr 1919 wurden mehrere ſtändige Beiſitzer

v erichten gewählt, die e Streitige Perſenel zu S 1 haben
den Wahlen wurden gewählt: als Vorſtandsm
burg), als Stellvertreter Schultze rſt
und als Generalratsmitglieder Lan ger (Caſſel), Blumei er (Braun

uger (Merſeburg). Als
roßeinkaufsgeſell deutſcher Konſumwer

Weh ul ze (Halle) in Vorſchlag ge
Hierauf wurde die Zahl der Vereine zur nung des Genſchaftstages in Köln auf zehn feſtgeſetzt r Vereine

S r x 2 Ihn die hen Zuſchuß 9 j 29 t zu
een e ark zuNachdem Wik!ly (Hambd n d zn Jlaſſen C mit den üblthen chl eben die Verhendiungen r

ſchloffen.

rer en Bekanntmachung.
Gemäß der von der Provinzialſtelle für Gemüſe und Obſt feſt

geſetzten Erzeugerpreiſe werden die Groß und Kleinhandelspreiſe
r für friſchen Spargel, Rhabarber und Spinat vom

Mai 1918 an bis auf weiteres wie folgt feſtgeſetzt:
Erzeuger- Großhan Kleinhan-

preis delspreis delspreis
988 M. 1.10 M. 1.40 M.

für das Pfund

Spargel I. Sorteund I. Sorten 9 92 109IV. Sorte (Suppenſpargel) 0.28 09.35 0.45
unſortiert 960 97 1.00Rhabarber 914 98915 9Spinat 9.20 925 953Halle, den 6. Mai 1918. Der Magiſtrat.

Betrifft Bekanntmachung.
I. LaſtFür den Petranovort von Getreide für den Frühdruſch können den

Kriegswirtſchaftsſtellen der Frühdruſchgebiete Laſtkraftwagen zur Ver
fügung geſtellt werden. Um den ungefähren Bedarf ſchon jetzt kennen zu
lernen, werden die Landwirte des hieſigen Stadikreiſes aufgefordert,

bis ſpäteſtens 8. Mai
der Kriegswörtſchaftsſtelle, Marktplatz 22. ſchriftlich zu melden,
welcher ſchätzungsweiſe Bedarf an Laſtkraftwagen zum Frühdruſch vor
handen iſt.

Ueber die Koſtendeckung folgt noch beſondere Verfügung.

2. Bindegarn.
Zur der Frühdruſch-Aktion iſt dem Kriegswirtſchafts-

amt für die Provinz Sachſen Bindegarn zugewieſen, das auf die zu den
Frühdruſchbezirken gehörigen Kriegswirtſchaftsſtellen verteilt wird. Der
Preis fur das Bindegarn iſt 11 Mark für das Kilo, dazu treten die
Verſendungskoſten ab Magdeburg bis zur Empfangsſtation. Der Wert
des Bindegarns iſt ſofort nach Berechnung der Reichsgetreideſtelle be
zahlen. Der Verſand geſchieht durch die Firma Carl Winter, Mecha-
niſche Planen- und Sack-Fabrik, Magdeburg. Das Bindegarn iſt ledig
lich für die Bindemähmaſchinen zu verwenden, etwa übrig bleibende Reſte
dürfen zu anderen Zwecken keine Verwendung finden; etwaige Reſte ſindan die Firma Winter zurückzuliefern.

Die Landwirte des hieſigen Stadtkreiſes werden aufgefordert, ihren
Bedarf an Bindegarn bis ſpäteſtens 8 Mai der Kriegswirtſchaftsſtelle,
Marktplatz 22, ſchriftlich anzumelden.

Halle, den 4. Mai 1918. Der Magiſtrat.
Bekanntmachung.

Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in Verbindu
mit 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand und dem Ge
ſetze vom 11. 12. 1915, betreffend die Abänderung des Geſetzes über
den Belagerungszuſtand, wird im Jntereſſe der öffentlichen Sicher
heit verordnet:

4.
Wer im Gebiele des ſtellvertrekenden Generalkommandos des

IV. A.-K. über Beſtände an Maſſengütern (wie Erze, Brennſtoffe,

lung beim Chef des Feldeiſenbahnweſens verpflichtet, fie nach
deren Weiſungen innerhalb einer von ihr e

a) von und nach Orten, die die Schiffahrts- Abteilung be
ſtimmt, zu den gemäß 8 2 feſtgeſetzten Preiſen unter Be
nutzung des Waſſerweges befördern zu laſſen,

v) in Orten, die die Schiffahrts Abteilung beſtimmt, zu den
gemäß 8 2 feſtgeſetzten Preiſen zu lagern.

g 3.
Macht die Schiffahrtsabteilung von der ihr in S 1 verliehenen

Befugnis Gebrauch, ſo erfolgt die J reiſe für die Be
förderung auf dem ſſerwege, ſowie für das Löſchen, das Laden

und die Lagerung J m den Beteiliunter Vermittlung der Schiffahrtsabteilung. Wird eine ſolche
einbarung auf gütlichem Wege innerhalb einer von der Schi
abteilung f etzenden Friſt nicht r ſo werden di
W Anhörung der vVeteiligten durch Schiffahrtsabteilung feſt
geſetzt.

g 3.
Zuwiderhandlungen werden, ſoweit die beſtehenden Geſehe

keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einemJahre beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo Knn auf

Haft oder Geldſtrafe bis 1600 M. erkannt werden.
4.Die Verordnung tritt mit Seginn des 19. Mai 1918 in Kraft,

Magdeburg, den 4. Mai 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General des IV. Armeekorps:

Bauſtoffe jeglicher Art, Holz, Kali, Getreide, Zucker, Torfftreu)
und dergleichen verfügt, iſt auf Verlangen der Schiffahrts- Abtei-

Bekanntmachung.
Freibank Verkauf.

Zum Freibank Verkauf am 8. Mai 1918 werden
die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen:
Um 7 Uhr Nr. 1301--1400, um 9 Uhr Nr. 1501--1600,

g 1401--1500, 10 1601--1700.

Sontag,
Generalleutnant.

NMur für Frauen und Mädchen
Kinder unter 16 Jahren haben keinen Zutritt.

Freitag, t0. Mai, 8 Uhr abends, in den Thalia-Sälen:
Vortrag von Frau Professor Milka-Fritsech-Königsberg:

Wie Sichere ich meiner und meiner Famiſſe
Bekanntmachung Gesundheit? Jetzt sehr große Auswahl.Auf Wunseh Ratenzahlungen.

Sinkriff ſosfenſos.bin Handerausstellung Das Aleinhäm

ist bis zum 20. Maß 1918 jeden Tag von 10 bis 1
und von 4 bis 7 Uhr geöffnet. Eintrittsgeld 20 Pf.,
Montags 1 M. Führung um 11 und 4 Uhr, daran
schliett sich am 1., 6., 13. und 16. Mai die Be-
siehtigung der Betheke-Lehmann-Stiftung.

kriegsamtstelle Magdeburg.
Deutsche Gesellſchaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten.

Allgemeine Ortskrankenkasse Halle.

N. Fuchs
Möhel-Ausstattungs-Gesehft

Halie, Gr. Vrichetr. 58, I., II,, III. Et.

Halle, am 29. April 1918.

Dauernö Parteikrieg
oder Wiedervereinigung.

Erwägungen und Anregungen zur Kriſein Per deutſchen Sozialdemokratie.

Von R. Dreſcher.
Preis 20 Pfennig. S

Zu beziehen durch die
ünühandlunn Volkssfinme, Halt br. Hrichstr. 27.

Zahle für Akten, Büecher, Zel

ar e Achtung! Haustrauen!
r Geld liegt in allen Winkeln. W Zahle für

100 Kilo Strumpfwolle 160 M.
100 Orig. Lumpen 15
o eutuch 100o AMnochen

r höehste Preise.
Hole auf Wunsch auch selber ab.

Hof, hin
r Alles wird etreng reen gewogen

fär Schuhmacher u. Händler.
Selten günſtiges Angebot!

a Abſatze von 460 Pf. an

bauen beihe rin
F. C. Siebert

Untere beipaiger Str. 9 gen

und Altpapier

Alle Sorten Felle und Roßhaare höchste Tagespreise.

Als Schneidermeister
empfiehlt ſich für alle vor
kommenden Arbeiten, wie
auch Wenden, Aendern von
Herren u. Damengarderobe.

O. heimſath dohn,
Steg 19.

Kathele
Mittwoch, 8. Mai 1918

Anfang 7,30 Uhr Ende 10 Uhr

Gloria arsena
Oper von Auguſt Enna.

[955 Donnerstag: Wiener Blut.
In jreien dtunden

Wochenſchrift
voll ſpannender Romane

und Erzählungen.
Preis 15 Pf.
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Beilage zur Volksſtimme
Nr. 103.

Halle und Saalkreis.
Halle, 7. Mai 1918.

Für die Kriegsbeſchädigten!
Gin Aufruf des Landeshauptmanns.

An die Arbeitgeber der Provinz Sachſen erläßt der Landes-
hauptmann ſoeben über die Beſchäſtigung Schwerbeſchädigter folgen

den Aufruf:
„Jn den drei Jahren praktiſcher, von der Kriegsbeſchädigten

fürſorge geleiſteter Arbeit hat es ſich immer deutlicher gezeigt, wie
ſehr ihr Gelingen von dem Wohlwollen, von der Einſicht und der
tatkräftigen Mitarbeit der Herren Arbeitgeber abhängt. Die Leicht-
verletzten finden zwar heute mühelos einen angemeſſenen Arbeits
platz, dagegen verlangt die ſtändig wachſende Zahl der ſchwer Ge
ſchädigten eine geeignete Fürſorge, und hierzu iſt die Mitarbeit
der Arbeitgeber unbedingt erforderlich. Es gilt für die Schwer
geſchädigten die Arbeitsplätze freizuhalten und freizumachen, die
ſie ausfüllen können. Dabei hat der Grundſatz zu gelten: Jeder
Arbeiter muß an eine Stelle geſetzt werden, an der alles, was er
an Arbeitsfähigkeit beſitzt, ausgenutzt wird. Der Geſunde darf nicht
an der Stelle ſtehen, die ein Leichtbeſchädigter gusfüllen kann, der
leichter Geſchädigte nicht an der Stelle, die ein ſchwerer Geſchädigter
ausfüllen kann.

Wer iſt ſchwerbeſchädigt? Wer nur beſtimmte einzelne Arbeiten
verrichten kann, wer nur zu leichter Arbeit fähig iſt, oder nur einen
ſogen. Jnvalidenpoſten auszufüllen vermag. Zu den Schwerbeſchädig-
ten gehören unter den handarbeitenden Berufen z. B. von den
äußerlich Verletzten ſolche, die einen Arm verloren haben oder
denen ein Arm völlig gelähmt iſt, viele; die einen Kopfſchuß haben,
von innerlich Kranken viele Herz- und Nierenkranke, Tuberkuloſe,
ſchwere Rheumatiker. Die Neurotiker, die vielfach das öffentliche
Mitleid beſonders erregen, gehören, dank den neuen Fortſchritten
der Medigzin, nicht mehr zu den Schwerbeſchädigten.

Auch unter den Schwerbeſchädigten gibt es gewaltige Unter
ſchiede. Auch fie können häufig beſtimmte Arbeiten noch ſehr gut
leiſten, ſo z. B. Beinamputierte: Arbeiten im Sitzen, und dürfen
darum den noch ſchwerer Beſchädigten nicht den Jnvalidenpoſten
nehmen, der ihre letzte Zuflucht iſt, wie z. B. den Arm und Bein
amputierten. Es muß der Grundſatz gelten: Jeder Mann an den
Arbeitsplatz, der ihm zukommt.

Die Durchführung dieſes Grundſatzes ſtellt zwar höhere An
forderungen an den Betrieb, aber er macht ſich auch bezahlt. Dabei
werden die erfahrenen Berufsberater der Kriegsbeſchädigtenfür-
ſorge und die mit ihnen Hand in Hand arbeitenden Gewerbeauf-
ſichtsbeamten gern ihren Rat zur Verfügung ſtellen.

Wer in dem Kriegsbeſchädigten eine arbeitsfreudige, dauernde
und nützliche Arbeitskraft gewinnen will, muß ſich ſeiner auch per
ſönlich annehmen, muß mit Wohlwollen und Verſtändnis auch die
Arbeitsbedingungen dem einzelnen Fall anpaſſen. Auch die erſte
Eingewöhnung des Kriegsbeſchädigten in die ungewohnte Arbeit iſt
beſonders ſchwer. Deshalb nicht gleich in den erſten Tagen das
Zutrauen verlieren und nicht dulden, daß der Kriegsbeſchädigte es
verliert. Es empfiehlt ſich, in größeren Betrieben einen Angeſtell
ten beſonders mit dem Studium der Verwendungsmöglichkeiten von
Kriegsbeſchädigten, vor allem auch mit Hilfe von Erſatzgliedern und
der Anbringung von Hilfsmitteln an den Maſchinen zu keauftragen
und dieſen Beamten auch die für die Kriegsbeſchädigten geeigneten
Stellen herausſuchen zu laſſen. Wer ſich redlich um die Einſtellung
und Beſchäftigung von Kriegsbeſchädigten bemüht, dem wird es auch

an böſen Erfahrungen nicht fehlen, aber es iſt ſeine vaterländiſche
Pflicht, nicht nachzulaſſen.

Die Kriegsbeſchädigten brauchen Jhre Hilfe. Sie haben ſich
wahrlich einen Anſpruch darauf verdient. Aber auch Sie werden
die Hilfe der Kriegsbeſchädigten brauchen. Der glückliche erneute
Aufbau der deutſchen Volkswirtſchaft kann nur gelingen, wenn
jede Arbeitskraft mitwirkt, auch die geſchwächte.“

7

Erforderl

Halle, Dienstag den 7. Mai 1918. Jahrgang-
Sammlung getragener Männeranzüge.

ur teilweiſen Deckung des Bedarfs an Oberkleidung der in den kriegs
wichtigen Betrieben, insbeſondere auch bei der Eiſenbahn und in der
Landwirtſchaft, beſchäftigten Arbeiter hot die Reichsbekleidungsſtelle im
Einvernehmen mit den Landeszentralbehörden angeordnet, daß alsbald
eine allgemeine Sammlung von getragener Oberkleidung für Männer
im ganzen Reiche veranſtaltet werde.

Die Stadt Halle K. hierzu eine von der Landeszentralbehörde feſt
geſetzte Anzahl von Anzügen beiſteuern. Hochgeſchloſſene Joppe und
Hoſe ſind als Anzug anzuſehen; Fracks, Smokings und Uniformen ſind
jedoch von dieſer Abgabe ausgeſchloſſen.

Die Reichsbekleidungsſtelle erwartet, daß die erforderlichen Anzüge
im Wege der freiwilligen Abgabe aufgebracht werden, um ſo ſtrengere
Maßnahmen zu erübrigen. Die Kommunalverbände ſind jedoch auf
Grund der Bundesraksvercordnung über Befugniſſe der Reichs
bekleidungsſtelle vom 22. März 1917 ermächtigt worden, Perſonen, von
denen anzunehmen iſt, daß ſie eine größere Anzahl Oberkleider beſitzen,
die Vorlegung eines Verzeichniſſes über ihren Beſtand an Obetkleidern
und zur Anfertigung ſolcher geeigneten Stoffen aufzuerlegen, falls ſie
nicht wenigſtens einen Anzug abſliefern ſollten; ſie ſind auch berechtigt,
die e der Angabe in der Wohnung nachzuprüfen und das hierzu

che zu veranlafſen.
Bei der Abgabe der Kleidungsſtücke wird dem Abliefernden eine

Beſcheinigung erteilt, mit der amtlichen Zuſicherung, daß die jetzt ab-
gegebenen Anzüge bei einer im weiteren Verlauf des Krieges etwa not
wendig werdenden anderweiten Anforderung getragener Oberkleidung
angerechnet werden. Wer ſich jedoch eine Abgabebeſcheinigung behufs
Erlangung eines Bezugsſcheines ohne Bedarfsprüfung ausſtellen läßt,
erhält keine ſolche Beſtätigung,

Die abgelieferten Anzüge werden nach einem geordneten Schätzungs-
verfahren angemeſſen bezahlt. Die Schätzungs- und Annahmeſtellen find
angewieſen, für Anzüge, die innerhalb dyei Wochen nach Erlaß dieſer
Bekanntmachung abgeliefert werden, einen beſonderen Zuſchlag von 10
vom Hundert zu den regelmäßigen Schätzungsbeträgen zu bewilligen.

An die wirtſchaftlich beſſergeſtellten Einwohner der Stadt Halle wird
das dringende Erſuchen gerichtet, dieſe Sammiung, deren Ergebnis W
das wirtſchaftliche Durchhalten unſeres Volkes im Kriege von hoher
Bedeutung iſt. zu unterſtützen und möglichſt vie Anzüge
abzuliefern. Der Magiſtrat erwartet von dieſen Kreiſen, daß ſie alle
entbehrliche Oberkleidung dieſem großen Zweck bereitwilligſt hingeben
werden. Die Annahmefſtelle für die Bürger der Stadt Halle iſt die
Altkleiderverwertungsſtelle, Leipziger Straße 17. Nur dieſe Stelle iſt
n nohme der Anzüge und Ausſtellung der Beſcheinigungen be-
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Die überwundene Meiküähle. Der Käilterückfall, der fchon am

30. April begann und dieſen ſowie den 1. und 2. Mai umfaßt, iſt nach den
bei der Deutſchen Seewarte eingelaufenen Meldungen nicht nur in
hieſiger Gegend aufgetreten, ſondern in ganz Deutſchland in abnorm
niedrigen Temperaturen zum Ausdruck gekommen. Während die Wärme
am Tage im allgemeinen nur bis auf ſechs bis zehn Grad Celſius ſtieg,
ſank ſie nachts vielerorts bis in die bedenkliche Nähe des Gefrierpunktes.
Zu Froſt iſt es erfreulicherweiſe nirgends gekommen. Die faſt überall
ſchon in voller Blüte ſtehenden Obſtbäume und Beerenſträucher ſind daher
nicht beſchädigt worden. Allem Anſchein nach iſt der gegenwärtige Tem
peraturſturz der diesmal verfrühie alljährliche Kälterückfall des Mai
dem nun wohl beſſeres Wetter folgen e

nommene Ofen kann jetzt hoffentlich bald gänzlich „kaltgeſtellt“ werden.
Eine gute Obſternte in Anusſicht? Die Ausſichten ſür die dies

jährige Obſternte ſollen nach der Meinung von Fachleuten nicht ſchlecht
ſein. Der ſchnelle Umſchlag in der Witterung ſowie der Schneefall
Ende April gaben zwar zu allerlei Befürchtungen Anlaß, die aber an-
ſcheinend übertrieben waren. Die dem Schneefall folgenden Regengüſſe
haben, da Nachtfröſte bis jetzt ausgeblieben ſind, die Baumblüte Anna
beeinflußt. Die Apfelbäume zeigen allenthalben eine herrliche Blüten-
pracht, was man von den Birnbäumen in unſerer Gegend leider nicht
ſagen kann. Die Kirſchen- und Pflaumenbäume haben anſcheinend durch
die rauhe Witterung nicht gelitten, ebenſowenig das Beerenobſt. Wenn
das Wetter auch fernerhin günſtig bleibt und wir von Maifröſten in den
kommenden Nächten verſchont bleiben, ſind die Ausſichten auf eine beſſere
Obſternte als im Vorjahre ſicherlich die beſten, da auch das Ungeziefer
durch die rauhe und naſſe Witterung gelitten haben dürfte. Die einzige
Sorge für das Volk iſt nur, wie ſich die Preisgeſtaltung bei einer guten
Obſternte zeigen wird.

Die öffenklichen Schutzpockenimpfungen finden in der Altſtadt nicht,
wie kürzlich veröffentlicht, Dienstags und Mittwochs nachmittags 3 Uhr

Der in den vergangenen
wieder in Beirieb ge

m
in der Schule, Neue Promenade 13, ſondern Dienstag nachmittag
4 Uhr in der Schule Torſtraße 13/14 (Turnhalle) und Mittwoch nach
mittag 4 Uhr in der Schule, Neue Promenade 13 (Turnhalle) ſtatt.

Die Herabſetzung der Milchmenge. Nachdem die Abſtempelung
der Milchkarten durchgeführt iſt, beträgt ſeit Montag diejenige Milch
menge, die auf die ungeſtempelten 5 -Liter- Karten (für Kinder von
2 bis 4 Jahren) abgegeben werden darf, nur noch Liter. Lediglich
die für Kinder bis zu 2 Jahren beſtimmten, mit dem Stempelaufdruck
St. E. A. Halle verſehenen Milchkarten berechtigen auch weiter zum
Bezuge von 4 Liter Milch.

Vom Siadibad. Jm April badeten im Stadtbad insgeſamt
29 363 Perſonen (gegen 15 435 im felben Monat des Vorjahres), und
zwar männliche 17 131, weibliche 12 232. Schwimmbäder nahmen
14 083, Wannenbäder 11 046, Brauſebäder 3935 und römiſch-iriſche
Bäder 301. Der ſtärkſte Beſuch war Sonnabend, den 26. April mit 2807
Perſanen. Alle Bäder ſind von früh 7 bis abends 8 Uhr geöffnet.
Die römiſchiriſchen Bäder werden offen gehalten für Herren Sonntag
vormittag von 7 bis 12 Uhr, Montags und Donnerstags vormittags
von 7 bis 1 Uhr, Dienstags und Freitags nachmittags von 1 bis 8 Uhr,
Mittwochs und Sonnabends vormittags von 7 bis 1 Uhr und nach
mittags von 4 bis 8 Uhr; für Damen Montags und Donnerstags nach
mittags von 1 bis 8 Uhr, Dienstags und Freitags vormittags von 7 bis
1 Uhr, Mittwochs und Sonnabend nachmittags von 1 bis 4 Uhr. Die
Schwimm, Wannen- und Braufebäder ſind für beide Geſchlechter ge
öffnet an den Wochentagen von früh 7 bis 8 Uhr abends, Sonntags von
früh 7 bis 12 Uhr mittags.

Das Handelsſchulweſen in Halle. Durch Erlaß des Miniſters für
Handel und Gewerbe vom 8. April 1916 waren neue Beſtimmungen
über die Einrichtung und Lehrpläne der öffentlichen Handelsſchulen und
höheren Handelsſchulen ergangen. Die Verhandlungen der Stadt mit
der zuſtändigen Schulaufſichtsbehörde darüber haben nun dazu geführt,
daß die hieſige ſtädtiſche Handelsſchule für Mädchen Schulhaus Klofter
ſchule) als öffentliche Handelsſchule und „höhere Handelsſchule“ an-
etkannt worden iſt. Die Schule umfaßt zur Zeit fünf Abteilungen:
eine Abteilung höhere Handelsſchule und vier Abteilungen öffentliche
Handelsſchule.

Die höhere Handelsſchule hat die Aufgabe, jungen Mädchen mit
höherer Allgemeinbildung, die ſich dem kaufmänniſchen Beruf oder einer
ähnlichen Tätigkeit widmen wollen, hierfür eine zweckmäßige Fachbildung
zu vetmitteln und an ihrer Erziehung zu tüchtigen Staatsbürgern uns
Menſchen mitzuwirken. Zur Aufnahme berechtigt das Abſchlußzeugnis
eines Lyzenms. Der erfolgreiche Beſuch der höheren Handelsſchule be
rechtigt nach Zurücklegung der vorgeſchriebenen kaufmänniſchen praktiſchen
Tätigkeit zum Beſuche der Handelshochſchule und des Handelslehrerinnen-
ſeminars, wenn die an beiden geforderte Allgemeinbildung vorhanden
iſt. Als Nachweis einer ausreichenden Vorbildung für den Eintritt in
die öffentliche Handelsſchule gelten die Zeugniſſe über den erfolg-
reichen Beſuch der 3. Klaſſe eines Lyzeums, der 1. Klaffe einer Sſtufigen
Mittelſchule, der 2. Klaſſe einer 9ſtufigen Mittelſchule, der 1. Klaſſe einer
8ſtufigen Volksſchule. Die öffentliche Handelsſchule hat die Aufgabe,
jungen Mädchen mit der beregten Vorbildung, die ſich dem kaufmän
niſchen Beruf widmen wollen hierfür eine zweckmäßige Ausbildung zit
vermitteln. Die Ausbildungszeit in beiden Schulen erſtreckt ſich auf
1 Jahr. Das Schulgeld beträgt in der Abteilung höhere Handelsſchule
240 M., in der Abteilung öffentliche Handelsſchule mit 2 Fremdſprachen
150 M., mit einer Fremdſprache 100 M. für das Jahr.

Aufgefunden. Am Sonntag J wurde die Leiche des am
26. April beim Gondeln ertrunkenen Poſtaushelfers an der Hafenbahn-
brücke aus der Saale gelandet und nach dem Südfriedhofe übergeführt.

Von der Strafkammer wird berichtet: Der Arbeiter Otto Sch.
in Ammendorf war angeklagt, in der Nacht vom 6. bis zum 7. No-
vember 1917 dem Gäriner Gr. 2 Kaninchen geſtohlen zu haben; er be
ſtriit das aber beharrlich. Jn der Bude des Gr. befanden ſich 6 Ka-
ninchen, von denen 2 geſtohlen wurden; außerdem bewahrte Gr. in
einer anderen Bude ein Teſching auf, deſſen charakteriſtiſche Merkmale
Gr. genau angeben konnte. Dieſes Teſching wurde gelegentlich einer
Hausſuchung bei dem Angeklagten gefunden, der angab, das Teſching
ſei ſeit 1906 ſein Eigentum, während Gr. es mit der größten Be
ſtimmtheit als das ſeinige in Anſpruch nahm. Bei einer Hausſuchung,
die kurz vorher in einer anderen Sache bei Sch. vorgenommen war,
wurde das bei der zweiten Hausſuchung vorgefundene Teſching nicht ge
funden. Die Staatsanwaltſchaft hielt den Angeklagten für ſchuldig
und beantragte 1 Jahr 6 Monate Zuchthaus, 5 r Ehroverluſt und
fofortige Verhaftung. Das Gericht verurteilte den Angeklagten wegen
Diebſtahls im ſtrafſchärfenden Rückfalle zu einer Zuchthausftrafe von
einem Jahr und zur Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte auf die
Dauer von 5 Jahren, auch wird die ſofortige Verhaftung des Ver
urteilten beſchloſſen.
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Handel und Wandel.
29] Von F. W. Hackländer.

„So,“ ſagte der Schneider in ſehr herablaſſendem Tone,
„hier befinden Sie ſich weit beſſer; wie ich nach Jhrem
Ausſehen ſchließe, ohne Jhnen Komplimente machen zu
wollen, ſcheinen Sie mir zur juten Geſellſchaft zu gehören
und nicht auf die Bank dorten zu paſſen, allwo ein ſehr
verdächtiger Platz iſt.“ „Ja, das mein ich auch,“ nahm
ein anderer das Wort, „hab's vorhin gleich geſagt, daß Sie
noch nicht oft hier waren und gewiß auch nicht mit der
Polizei in ſchwere Geſchichten verwickelt ſind.“ „Hat viel
leicht gefochten, wie ich,“ meinte ein dritter. „Hat man
Sie auf dem Fechten attrapiert, junger Menſch?“ lachte
der Schneider. „Ja, ſehen Sie, es gibt im Menſchenſeben
Augenblicke, ſagte der unſterbliche Schiller, ehe ſie ihm zu
Stuttgart eine Bildſäule geſetzt.“ „Alſo gefochten? Das
koſtet höchſtens drei Tage, dann werden Sie auf den Schub
geſetzt und kommen unentgeltlich nach Hauſe.“ „Aber,
meine Herren,“ entgegnete Philipp kleinlaut, „ich verſtehe Sie
in der Tat nicht. Jch bin ſehr friedfertiger Natur, habe nie
in meinem Leben gefochten, mag überhaupt die ſpitzen und
ſcharfen Waffen nicht leiden“.

Ob dieſer Aeußerung lachte der Schneider übermäßig,
und nachdem er ſich vergeblich bei Philipp erkundigt, welches
Zeichens er ſei, da der Ladendiener auch dieſen Ausdruck
micht kannte, ſetzte er ihm auseinander, daß Fechten in der
Handwerksſprache ſo viel bedeute, als an irgendeiner ge
öffneten Haustür oder auf der Landſtraße an einem vorbei-
rollenden Wagen um eine kleine Anleihe zu bitten. Durch
dieſe freundſchaftlichen Lehren aufgemuntert, ließ der un
ſchuldige Arreſtant ſich nicht lange nötigen und erzählte,
durch welche Tücke des Schickſals er hierher gebracht worden
ſei, eine Geſchichte, welche die vier nicht wenig ergötzte;
namentlich ſchienen ſie, jodoch zum großen Mißvergnügen
Philipps, am Doktor Burbus viel Geſchmack zu finden, und
einer der Burſchen meinte, das ſei ein Kapitalkerl.
Schneider aber ließ nach einer Weile wehmütig ſein
ſinken und ſagte in traurigem „Ach Jott, e
Verwechfl das kann ſehr unangenehme Ausvrr ſehr unangenehmenach ſich achen, ja, ich verſichere euch,

Ausläufe.“ „Haſt du hierin ebenfalls unangenehme Er-
fahrungen gemacht, Schneider“ fragte einer lachend, worauf
der Schneider ſein Haupt noch tiefer auf die Bruſt ſenkte und
zur Antwort gab: „O Jott, Bruder Danziger, dieſes war der
ſchrecklichſte Augenblick meines Lebens!“ „Das ſoll er
uns erzählen,“ riefen die anderen, und der Bruder Danziger
ſetzte Hinzu: „Ja, Bruder Schneider, erzähle, es wird dein
armes Herz erleichtern.“

Der Kleiderkünſtler richtete ſich auf bei dieſer Anrede,
geſchmeichelt durch das allgemeine Verlangen, ſeine Geſchichte
zu hören, und zog ſeine Beine feſter an, wie er es jedes-
mal machte, wenn er ein Hauptſtück Arbeit begann, fädelte
ſein Gedächtnis in die ſpitze Zunge und begann, nachdem
er vorher drei tiefe Seufzer getan: „Wenn es auch in meiner
zarten Jugend gerade nicht mein Wille war, das Schneider
handwerk zu erlenen, ſo mußte ich doch hierin meinem
Papa ſelig folgen, der feines Zeichens ein Küſter war und
beſtöndig behauptete, bei meinem ſchmächlichen Körperbau
ſei das Schneiderhondwerk das einzige, wozu mich Gott
mit den natürlichen Anlagen verſehen. Das muß wahr ſein,
ich war beſtändig ſehr friedfertiger und ſtiller Natur. Wenn
ſich die anderen Knaben herumbalgten, ſaß ich entfernt und
ſchaute zu. Wißt ihr, es war damals ſchon ſo ekwas Sinniges,
Sentimentales in mir.“ „Verſtehe, verſtehe,“ ſagte der
Bruder Danziger, der Schloſſer, und brachte ſein breites, rotes
Haupt in eine bequeme Lage, indem er ein Paar kräftige
Fäuſte darunter ſtützte.

„Von allen Spielen,“ fuhr der Schneider fort, „wobei es
galt Gefahren zu beſtehen oder körperliche Kraft zu enktfalten,
hielt ich mich, wie geſagt, fern, und mußte deshalb viel von
meinen Kameraden erleiden. Wie oft ſchlichen ſie in die
Kirche, wenn mein Herr Papa ſelig zur Veſper die Glocke
anzog, und faßten alsdann, wenn er fort war, die Seile, um
ſich durch die noch hin und her ſchwingenden Glocken hoch
gegen die Decke ſchleudern zu laſſen; ein ſchreckliches Ver
gnügen, dos mir jedesmal Haarſträuben machte. Da ich auf
dieſe Art ſo gar nicht mit meinen Kameraden harmonierte,
wurde es mir nicht ſchwer, die Heimat zu verlaſſen, um in der
benachbarten Stadt die Schneiderei zu erlernen. Auch war
mein ſchwärmeriſcher und ſinniger Charakter ſchuld, daß ich
mir die zarteſte Branché des Geſchäfts erkor. Jch bildete mich
zum Damenkleidermacher aus. Jch weiß nicht, für mich lag
in dem Worte Damenkleidermacher ſo etwas Zartes, Gefühl-

volles, und wenn ich in meinen Freiſtunden ſchöne, lehrreiche
Bücher las, worin die Geliebte zu ihrem Geliebten fagt: O
Ritter vom halben Mond, wie liebe ich dich! da dachte ich
es war vielleicht Schwachheit wie viel ſchöner es klingen
würde, wenn ſie fſpräche: Ach, Damenkleidermacher, wie liebe
ich dich!“

„Aha,“ lachte der Schloſſer, „bei den Gedanken wirds
lange Stiche in den Kleidern und lange Striche auf deinen
Rücken gegeben haben.“ „O du irrſt, Danziger. Jch kann es
mir zum Ruhme nachſagen, daß ich einer der fleißigſten und
geſchickteſten Arbeiter war. Dafür ſchenkte mir auch der
Meiſter ſein Zutrauen, und es dauerte nicht bange, fo wurde
mir das Maß anvertraut und ich durfte hier und da zu den
Kunden gehen, um ſie zu bedienen. Ach, das waren ſüße
Stunden für mich, Stunden, von denen du, Bruder Schloſſer
bei deinem ſchwarzen, ſauren Geſchäft und ihr anderen bei
eurer Hobelbank keine Ahnung habt. Seht ihr, das Maß an-
legen zu dürfen um die Taille irgendeines hübſchen Mädchens,
darauf den Querſchnitt don der rechten Hifte über die linke
Bruſt bis auf die Achſel hinauf meſſen zu dürfen ach, und
die Fragen, die mir erlaubt waren!“ „Hm, hml“ ſchmun-
zelte der Schloſſer und die beiden Schreiner leckten ſich augen-
ſcheinlich an den Lippen; ſelbſt über Philipps Geſicht fuhr eine
gelinde Röte.

„Der Schneider und der Doktor,“ fuhr der Erzähler fork,
„der Doktor und der Schneider, vor dieſen beiden Geſchäften
genierten ſich die Weiber am allerwenigſten. Jch ſage ench,
Leute, ich muß meine Erinnerungen gewaltſam unterdrücken:
dieſes Arreſtlokal und jene ſüßen Andenken ſchauderhaft!

So war ich bei meinem Meiſter in der Stadt von meinem
ſechzehnten bis zu meinem zwanzigſten Jahre, und was mich
bei den Gefahren, die meine Moral rings umgaben, allein
erhielt, das war, ach Jott! eine ehrerbietige reine Liebe, die
ich zur Tochter meines Meiſters ſie hieß Roſine in
meinem Herzen nährte. Roſine Damenkleidermacherin

das waren Worte, die mir, mit füßen Bildern umgeben,
im Traum und Wachen vorſchwebten. Jhr hättet ſie aber
auch ſehen ſollen, Leute. Zum Maß ihrer Taille höchſtens
Nr. 23 oder 24, dagegen der Querſchnitt, o Jott! zwiſchen 50
und 60! dabei hatte fie ſchwarze feurige Augen, ſchönes Haar,
rote Backen und ſchneeweiße Zähne.“ Bei dieſer Beſchrei-
bung machte Bruder Dangiger, der Schloſſer, eine kleine Be
wegung und legte ſich auf die Seite. (Fortſetzung folgt.)
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Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Siodtſhegier. Heute Dienstag „Die deutſchen Aeinſtädier“, Milwoch „Gloria Acſene“ m Dinene ahrtstag kommt dieOperette „Wiener Blut“ zur e r dert

neuen Operette von Leo Fall „Die Roſe von Stambul“ iſt Sonntag
abends e ehweſeht. Karten ſind bereits an der Kaſſe des Stadt
thaters er

i tst einh Am Heimat ag) findet
„Heimat“ von Hermann Sudermann.

Aus der Provinz.
Der Provinzial Landtag

hat am Sonniag in Merſeburg mit ſeinen Beratungen begonnen.
Zunächſt handelte es ſich um den Haupthaushaltungsplan, der

eine zweiprozentige Steuererhöhung bringt. Landeshauptmann
v. Vihmowſty erwähnte in ſeinen erläuternden Ausführungen be
ſonders die Ergebniſſe in der Elektrigitätsverforgung der Prodinz
ercd der Slektrigzitätsgeſellſchaft SachſenAnhalt. Jhr bei der Srän-
rung vorgeſtecktes Ziel, eine Verernheitlichung der Elektrigitätsver-
ſorgung in der Provinz zu erreichen, ſei vollkommen erreicht. Das
ſtaatliche Werk bei Wittenberg werde zwar nicht gebaut. Die Pro
vinz ſer aber an das Eiſenbahnkraftwerk bei Bitterfeld angeſchloſſen
und es werde auch der Anſchluß an das dem Staat gebörende Werk
GSolpa bei Bitierfeld erwogen. Weiter habe ſich die Provinz durch
Verträge mit andern Werken geſichert. Mit der Stromlieferung ſei
am 1. April begonnen worden. Einige Ueberlandzentralen ſeien
pereits verſorgt, andere ſowie Städte folgien bald. Von den übrigen
Unternehmungen der Provinz haben ſich Provinzialbank und
Lebensverſicherungsanſtalt gut entwickelt. Der Landeshauptmann
wies am Schluß auf den Fehlbetrag von 1915 ind das von 1917
zu erwartende erhebliche Defizit hin und kam dann auf die Steuer
erhöhung zu ſprechen. Da nach den neueſten Nachweiſungen das
Steuerſoll 48 ſtatt 45 Millionen erbringen dürfte. habe der Pro
vingtalausſchuß veſchloſſen, die Provinzialftener nicht um 2 Proz.
ſondern nur um U Proz., alſo auf 1635 Proz. zu erhöhen.

Zandrat Wieſandt (Torgau) erhob große Bedenken gegen die
Geſchäftsführung der Geſellſchaft „Sachſenland“, und Oberbürger-
weiſter Dr. Schütze (Stendah) glanbt, daß es vielleicht möglich iſt,
die Steuer noch um Proz. zu kürzen.

Die Vorlage ging an die Kommiſſion, ebenſo geſchah es mit
den acht weiteren Vorlagen, darunter denjentgen der Uebernahme
der Seſchäftsanteile der „Eigenen Scholle bei Sachfenland, der
Veu und Umbauken der Provinzial-Taubſtummenanſtalten, die Ab
änderung des Beſoldungsplanes, die Kriegsteuerungszulagen und
die Beteiligung der Proving an der Gemeinnützigen Geſellſchaft für
Anßedelung in der Oftmark.

Arbeitspferde für die Landwirtſchaft
folge der im Verhälinſs zur Rachfrage gang geringen Anv See wieghefſtanmner in Halle überwieſenen arbeite

verwendungsfähigen und kriegsunbrauchbaren Pferde nimmt die
Liſte der zur Berückſichtigung vorgemerkten Bewerber einen ſolchen
Um an, daß gar ich damit zu rechnen iſt, jemals alle Be
werber zu vefriedigen. Nach feſtgeſtellten Tatſachen ſteht es außer
Zweifel, daß viele der ſeit längerer Zeit vorgemerkten, aber och
nicht befriedigien Antragſteller ſich inzwiſchen auf irgend einem
andern e Pferde beſorgt haben. Um ſoll nicht noch weitere
Pferde zu überweiſen und dafür dringendere Fälle anerledigt laſſen
u müſſen, werden die alten Liſten hiermit vom 5. Mai d. J. an für
inmwirkſam erklärt und durch neuangelegte erſe

Diejenigen Vorgemerkten der bisher:gen Liſte, die Wert darauf
legen, wieder in der neuen Liſte e zu werden, werden erfucht,
der Kommer eine ſchriftliche Erklärung zugehen zu laſſen. in
der ſie die eigenhändig unterſchriebene Verſicherung abgeben. daß es
ihnen nicht möglich getweſen iſt, ſeit dem 1. November 1917 Pferde
anf irgend welchem Wege zu veſchaffen. Nur ſolche, von denen
dieſe ſchriftliche Verſicherung vorliegt, werden außer den neuen Be
wervern in die neue Liſte agufgenommen.

Neuanträgen kann nur nähergetreten werden, wenn eine Krrch
das zuſtändige Landratsamt oder poligeilich beglaubigte eini
gung über nachſtehende Frogen beigefügt iſt: 1. Wieviel Acker be
Aadet ſich unter dem Pfluge? 2. Wieviel Spannkraft iſt vorhanden
Pferde, Ockfen und Kühe)? 3. Wieviel Pferde ſind zwangsweiſe
während des Krieges n? 4. Wanu fand die Aushebung
ſatt? 5. Wieviel Pferde ſind freiwillig abgegeben 6. Sonſtige
die Dringlichkeit begründende Angaben.

Da der Landwirtſchaftskammer im Verhältnis zum Bedarf nur
ein geringer Prozentſatz Pferde überwieſen wird, können nur dieberkrimgendſten Anträge berückſichtigt werden, und es darf niemand

damit rechnen, den Friedensbeſtand an Pferden zu erreichen,

Metfeburg. Ueberdie Kriegsfürſorgedes Kreiſes
entnehmen wir dem ſoeben erſchienenen Verwaltungsbericht
des Kreiſes folgende intereſſante Angaben: Durch die Reichszuſatz
nterftützungen iſt dem Kreiſe ein Mehraufwand von monaklich
3 000 W. erwachſen. Für Reichsunterſtützung müſſen monailich
eund 245 000 M. aufgebracht werden. Hierzu kommen die Auf
wendungen der eingelnen Gemeinden mit monatlich etwa 39 000 M.

Inggefantt wurden ſert Kriegsbeginn an Familienunierſtütungen
nerausgabt 11 457 389 M., und zwar 8418 556 M. Reichsunter
ſtüſungen, 277 621 M. Reichszuſatzunierſtützungen, 719 318 Mark
Kreisunterſtützungen und 2041 804 M. Gemeindeunterſtüſungen.
Das Reich hat bis jetzt 1 818 000 M. und 446 791 M. an Kreis- ſo
wie 998 844 M. an Gemeindeunterſtützungen zurückvergittet. Oie
Kriegerwikwen und waiſen ſtiegen auf 767 und 1322 gegen 514 und
845 im Vorjahre. Jm ganzen Kreiſe ſind 2060 Kriegerhinterbliebene
gegen 1359 im Vorjahre vorhanden. An Unterſtühungen aus der
Nationalſpende wurden 15 597 M. bezahlt.
werden 2925 000 M. gebraucht. Für die Kriegerhinterbliebenen
des Kreiſes beſtebt eine amtliche Fürſorgeſtelle, die 1874 Eingänge
zu bearbeiten hatte und 1500 Perſonen Rat und Auskunft erteilte.

Duerfurt. Uebergroßer Milchverbrauch der
Eelbſtverſorger. Der Landrat macht bekannt: Wie durch
unſeren Kreismilchreviſor mehrfach feſtgeſtellt worden iſt, beſteht
unter den Kuhhaltern immer noch die Anficht, daß fie für ſich und
re Haushaltsangehörigen (Selbſtverſorger) noch täglich 56 Liter
Volmilch pro Kopf und Tag verwenden dürfen. r Vermeidung
von Beſtrafungen weiſen wir daher auf unſere Anordnung über
Regelung des Verbrauchs von Milch hin, wonach der Höchſtverbrauch
er Se ſorger an Vollmilch für den Kopf und Tag auf z (ern
Siertel) Liter feſtgeſetzt worden iſt.

Beſtraft. Der Bahnhofsaufſeher Heinrich Sickſch aus
Odhauſen hatte nach Abgang eines Eiſenbahnzuges unterlaſſen, die
Amdſfahrtsweiche zurückzuſtellen. Infolgedeſſen war der ſpäter an
kawmende Zug auf einen Güterwagen geſtoßen, und einer Schaff
erten wurden beide Beine abgefahren, an welcher Verletzung dieſe
verßarb. Sickſch wurde von der Strafkammer in Naumburg wegen
v iger Tötung und Gefährdung eines EiſenbahntransportesGerenis verurteilt. t

Naumburg. Die Waſſerverluſteinden Leikungeno

der Hausgrundſtücke h zu, ſo daß dieder h Die regelmäßt s
die erksverwaltung von allen unge

2 KS Sreke denn der V ren
r gerſchaft erneut, vor allen Dingen Undichtigkeiten an ZapfAboriſpälungen laſſen. Eie e hier üblichen Größe, der en Lindt ent

la inen 24 Waſſerverluſt von rund 45 Litern,a an ne zeigen nach
unſeren S ngen nicht ſelten Waſſerverluſte von 600 Litern und
mehr täglich. Die Bürgerſchaft wird deshalb dringend erſucht, der
Dichtigkeit der Entnahmeſtellen beſondere Aufmerkſamkeit
wenden und mit Rückſicht auf die täglich wachſenden Schwier
keiten der ng auch jeden nicht unbedingt nötigen Ver
brauch von Waſſer zu vermeiden.

Das diesjährige h fürMWilitärinvaliden, Rentenempfänger u Kriegsrenten
empfänger aus dem Landwe rk Naumburg a. S. findet vom
27. bis 28. Mat 1918 in Billroda, vom 29. bis 81. Mai 1918 in
Cölleda, vom 1. bis Juni 1018 in Heldrungen, vom à bis 7. Juni
1918 in Wiehe, vom 8. bis 18. Juni 1918 in Naumburg a. S., vom
19. bis W. Juni 1918 in Mücheln und vom 26, bis 29. Juni 1018
in Querfurt ſtatt. Ale Jmaliden, Rentenempfä und Kriegs
rentenempfänger, bei denen die Nachprüfung don Amts wegen im
Jahre 1918 erforderlich ift und die infolge der Mobilmachung necht
v n ſind, erhalten hierzu noch einen beſonderen Geſtellungs-

ehl.

Zeit. Lebensmittel -Vertieilung. Jn ber Woche
vom 6. vWis 12. Mai gelangen zux Verteilung: auf Lebensmittel
marken Nr. 185: 125 Gramm Weißkohl-Sauerkraut, Preis 6 Pf.,
am Dienstag in den Geſchäften; Nr. 1388: 75 Gramm Haferfabri-
kate, Preis 8 Pf. am Freitag, dort, wo die Ware beſtellt iſt;
Nr. 137: 250 Gramm Marmelade, Preis 46 Pf., ebenfalls am Frer-
tag in allen Geſchäften.

Bitterfeld. Die Lebensmittielverſorgung. Nach einer
ſoeben ergangenen Anordnung haben die Bäcker zur Berettung von
Schwarzbrot 85 Teile Roggen und 15 Teile Weigenmehl zu miſchen.
Wird Gerſtenmehl geliefert, fo ſind 60 Teile Roggen-, 25 Teile
Gerſten- und 15 Teile Weizenmehl zu nehmen. Bei Lieferung von
Miſch- und Gerſtenmehl hat die Miſchung durch 75 Teile Miſch- und
25 Teile Gerſtenmehl zu erfolgen. Jn bezug auf die Eierver
ſorgung gibt der Kreisausſchuß bekannt: Die Kreiseingeſeſſenen
werden darauf aufmerkſam gemacht, daß fie auf Zuteilung von
Eiern nur in der jetzigen Hauptlegezeit der Hühner zu rechnen
haben. Ss liegt alſo in ihrem eigenen Jntereſſe, wenn ſie ſich
rechtzeitig von den zugeteilten Siern einige für den Winter einlegen.

Ueber die 72 a von Schlachtvieh er-läßt der Kreisausſchuß folgende Bekannimachung: Jnfo der
außerordentlich hohen Zahl Schlachtvieh, die der hieſige Kreis für die
Heeresverwaltung und zur Verſorgung der eigenen Bevölkerung mit
S r hat, iſt es leider unvermeidlich, daß in die

ilchvie nde eingegriffen wird. Am die Milcherzeugung nicht
all zu ſehr zu ſchädigen, ſollen die Rindviehbeſtände derjenigen Beſitzer, die im Verdaltms zur Zahl ibrer Kühe viel Mi

nach Möglichkeit werden. Wir werden durch regelm
Einſichtnahme in die Bücher der Molkereien die erforderlichen
ſtellungen treffen.

Gewerkſchaftliches.
14. Generalverſammlung der Bäcker und

k. r. Leipzig, 6. Mai
Der Verbandsiag, der von 38 Delegierten, 5 Vorſtandsmit

gliedern und dem Ausſchußvorſitzenden ucht iſt, wurde heute
vormittag im Volkshaufe eröffnet. Als ſte ſind Nielſen-
Kopenhagen für die drei fkandineviſchen Bruderverbände und

iſchere Zürich für die ſchweizeriſche Organiſation anweſend.
te Genera miſſion vertritt Ku be Berlin.

Nach den üblichen Begrüßungsreden Konſtituierung und Ein
ſetzung von Kommiſſionen erſtatteie Verbandevorſitzender AlI-
man ne Hamburg den Geſchäftsbericht. Er verwies auf den
gedruckten Bericht, von dem wir bereits einen Auszug brachten,
und gab hierzu eine Ergänzung. Auf früheren Tagungen, ſagte
Allmann, habe er mit Siolz und Freude über die Ausbrertung des
Verbandes berichtet, heute dagegen ſei er mit bitterer Wehnrut
erfüllt, wenn er die Miigliederzahlen ſich vor Augen halte. Doch
habe der Krieg auch eine angenehme Enttäuſchung gebracht. Die
Gewerkſchaft ſet noch da, übe ihre ſtatutengemäßen Verpflichtungen
den Mitgliedern gegenüber ein und übe ſelbſt im Zeichen des
Kriegs einen nicht zu unterſchätzenden Einfluß auf die Geſtaltung
der Lohn und Arbeitsbedingungen aus. Allmann beſprach die ein
zelnen Phaſen der Tätigkeit des Vorſtandes in der Berichtszeit ein
gehend und ging dann auf die zum Vorſtandsbericht vorliegendenAnträge ern, die ſich gegen die Politit der Gewerkſchaften wenden.

Der Vorſtand ſtehe zu den Beſchlüſſen der Konferenzen der Gewerk
ſchaftsvorſtände und der Generalkommiſſion und veriteidigte fie mit
aller Energie, weil er der Ueberzeugung ſei, daß dieſe Beſchlüſſe
zur wirkſamen Jntereſſenvertretung der Arbeiterſchaft unbedingt
notwendig waren. Wo ſei die Regierungspolitik einſeitig durch die
Gewerkſchaften gefördert worden Die Generalkommiſſion habe in
ihren e e die Fehler der Regierung und Behörden in der
h en Rationierungs- und Ernährungsfrage aufs ſchärfſte
gegeißelt. Dem Antrag Bremen, daß die Generalkommiſſion und
auch der Verband in Zukunft auch die Vertreter der Ungbhängigen
r Partei als Vertretung der Arbeiterpartei an
erkenne, widerſpricht Allmann entſchieden. Es wäre ein Stoß
für eine Gewerkſchaft, die auf dem Zuſammenhalt ihrer Mitglieder
baſtere, wenn ſie ſich an Organiſationszerſplitterer der politiſchen
Arbeiterpartei wenden würde.

Den Kaſſenbericht erſtattete Frey tag Hamburg, der
die finangzirllen Verhältniſſe der Organiſalion ei nd beſprach.
Er Fönne leider Wein günſtiges Bild der Finanzen geben. Jn den
letzten drei Kriegejahren habe ſich ein Defigit von 22 000 M. er

r r o ging 7dakteur e er a Kriegspolititkund deckte dabei die Haltung der Generalkommi

Jm laufenden Jahre ge

e man wohl den Burgerlichen gegenüder, aber eigenenFeſt ahenüber Flage der r den
r e der Gelben geſchrieben worden. Andereedner ſprachen in Sinne. Ein Bremer Del

daß die die politiſche Brunnenverg betreibe,
nicht mehr auf Verbandskoſten gehalten werde.

Morgen geht die Auseinanderſetzung weiter.

Der Zentraſverband der Böcker, Konditoren und verwandten
Veruſsgenoſſen Deutſchlands hat ſein Jahrbuch 1817 heraus-
gegeben. Es repräſentiert ſich als ein ſtattlicher Band von 415 Sei
ten und enthält eine Fülle Material allgememen wirtſchaftli
und gewerkſchaftlichen Jnhalts. Das Buch kann als ein M
gewerkſchaftlicher Tätigkeit bezeichnet werden. Es iſt im Jerraß
von O. Allmann, Hamburg, Beſenbinderhof 57, erſchienen
koſtet 2 Mark.

Soziales.
Zur Lebenshaltung ſtädtiſcher Familien im

dritten Kriegsjahr.
Von einer Erhebung des Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amts über

Lebenshaltung ſtädtiſcher Familien im April 1917 ſind 342
bogen ausgefüllt zurückgelangt, die 181 Familien mit 808 en
in Groß-, 85 mit 416 Köpfen in Mittel und 76 mit 875 Köpfen in
Klein und Landſtädien, im Prgen 1594 Familienmitglieder be-
trafen (917 Erwachſene, 254 Kinder vom 11. bis 16. Lebensjahr,
380 vom 1. bis 10. Jahr und 48 Säuglinge bis zu 1 Jahr. Er-
werbstätig waren 512 Perſonen, und zwar in 224 Familien nur
eine, in 79 zwei, in 26 drei und in 18 Familien vier oder mehr
Perſonen.

Nach den Feſtſtellungen über das monatliche iltenein
kommen war am ſtärkften mit 120 Familien die Einkommens-
ſtufe von 201--800 M. beſetzt; die von 301--400 M. war mit 87,
die von 101---200 M. mit 85 Familien vertreten; ein monatliches
Einkommen unter 100 M. hatten nur d, ein ſolches über 500 M.
16 und zwiſchen 401 und 500 M. 29 Familien. Auf den Kopf eines
Familienmiiglieds entfiel ein Einkommensbetrag von 50 M. in
106 Familien, von 51--75 M. in 122, von 76-—-100 M. in 62, von
über 100 M. in 52 Familien. Eine Unterſcheidung nach dem Be-
rufe des Haushalisvorſtandes ergibt folgendes Bild: er war höherer
Beamter in 9 Fällen, mittlerer Beamter in 81, Unterbeamter in
31, Privatangeftellter in 31, Arbeiter in 100, den freien Berufen
angehörig bzw. Reniner in 27, Kriegerfrauen oder Witwe in 11,
unermittelten Verus in zwei Fällen. Dem Beruf nach gehörten
ſomit die meiſten Familien dem mittleren Bürgerſtande an, denn
von den Arbeitern waren wertaus die meiſten gelernte, gehobene
Arbeiter. Bei den höheren Beamten war das durchſchnittliche
monatliche Familieneinkommen mit 662.24 M. am höchſten, bei
den Kriegerfrauen mit 153 M. am geringſten. Ueber dem allge
meinen Durchſchnitt ſtanden noch an zweiter Stelle die freien Be
rufe und Reniner (welcher Gruppe auch die 2 Haushaltungsvor-
ſtände unermittelten Berufs zugezählt find) mit 430.50 M. undan dritter Stelle die mittleren Segmien mit 327.60 M. Dagegen

lag ein Einkommen der Privatangeſtellten, die mit durchſchnittlich
288.79 M. an vierter Stelle ſtanden, unter dem allgemeinen Durch
ſchnikt. Bemerkenswert iſt, daß das durchſchnittliche Einkommen
in Arbeiterfamtlien mit 237.36 M. höher war als in den Unter

e beamtenfamilien, bei denen nur ein Durchſchnittseinkommen von
228,60 M. ermittelt wurde.

Beſonderes Gewicht war bei der Erhebung auf die Forderung
genauer Eintragung der Ausgaben und des Verbrauchs ber ein
zelnen Nahrungsmitiel gelegt. Die für den Monat April 1917 er
mittelten Ausgaben wurden, zunächſt auf eine Verbrauchseinheit,
eine voll verbrauchende Perſon, bezogen. Als ſolche wurde

n: jedes erwachſene männliche wie wefbliche Perſon, die r
m Alter von über 11 Jahren und je zwei Kinder im Alter von 1 bis

11 Jahren; Säuglinge blieben außer Anſatz. Die Zahl der Ver
brauchseinheiten, im folgenden kurzweg „Köpfe“ genannt, obwohl
es ſich nicht um die wirkliche Perſonenzahl handelt, betrug in den
erfaßten 343 Familien 1888. Jm Geſamtdurchſchnitt beliefen ſich
die Ausgaben einer voll verbrauchenden Perſon im Monat April
auf 75.58 M. Davon wurden für Nahrungs- und Genußmittel in
und außer dem Hauſe 88.57 gleich 51.03 v. H. aufgewendet, für
Kleidung, Schuhzeug, Wäſche und Ausbeſſerungen 9.45 M. gleich
12.50 v. H. für Miete 8.51 gleich 11.26 v. H., für Heizung und Be
leuchtung 4.11 M. gleich 5.44 v. H., für ſonſtige Bedürfniſſe 14.94 M.
gleich 19.77 v. H., hiervon für Kulturbedürfniſſe (Bücher, Zeitungen,
Argt, Apotheke, Bäder, Verſicherungen, Verceine, Vergnügen und
Sport 5.68 M. gleich 7.52 v. H., für Steuern 1.82 gleich 2.41 v. H.
ausgegeben.

Vermiſchtes.
Vom deulſchen Graphit. Der deutſche Graphit hat während

Krieges an die Stelle des beſonders für Schmelztiegel mit Vorliebe
verwendeten Ceylongraphits treten müſſen und ſich nach den bisherigen
Erfah auch durchaus bewährt. er die der Gra-
phitbleiſtifte ſchon im Mittelalter macht ip der Zeitſchrift für ange
wandte Chemie Feldhaus belehrende Mitteilungen. iſt die Hand
ſchrift des um das Jahr 1100 lebenden Mönches Theophils in der
Bibliothek zu Wolfenbüitel zweifellos mit Dererſte Graphitſtift wurde im 1565 von Conrad
der einen zum Schreiben gemachten Stift abbildet „aus einer
Art Blei, zu einer ſcharfen Spitze abgeſchnitten und in eine
Handhabe eingelegt“). Das Wort Graphit ſich erſt etwa 10 e
ſpäter im deutſchen Sprachſchatz, früher ſprach man von einem
werbe der „Bleiweißſtiftmacher Als erſter r z in
Nürnberg wird Friedrich Staedtler genannt, 1652, und ſe iſt Nürn
berg der Sigt der Bleiſtiftinduſtrie geblleben. 1731 erhielten die Rürn
berger Bleiſtiftmacher eine ſelbſtändige Handwerksordnung, und zum
Schutz ihrer Waren durſten ſie den Nürnberger Staditadler auf jeden
Bleiſtift preſſen. Eine der bekannteſten Nürnberger Bleſſtiftfabriken
iſt die von Caspar Faber, die 1761 gegründet wurde. 1794 gelang es
dem Franzoſen Conte, durch Vermiſchen von gemahlenem Graphit mit

Ton Bleiſtiſte beliebiger Härtegrode herzuſtellen, und dies
Verfahren wurde dann 1804 von Hardimuth in Wien aufgenommen.

Enkdeckung von Diomankenfeſdern. Auf der el Borneowor das Vorkommen von Diamanten ſeit e aber die
elder ſind vor kurzem neu entdeckt worden und ſollen nun auch einer

mttzung zugeführt werden. Die Diamanten finden ſich auf hollän
diſchem Gebiet, aber die Engländer haben es anden, den Diamanten

r hondel nach dem alten Hochſitz der Diamantenſchteiferei in Amſterdam zu

verhindern, da ſie die Diamonteninduſtrie ganz n verlegen möchten, wieder ein Pröbchen der e e der élee
gegen das wirtſchaftliche Wohlergehen der kleinen Staaten.

An unſere auswärtigen und Poſt
Abonnenten.

BVeſchwerden über unpünktliches Zuſtellen der Volks

meeeſenen tsPoſtamt des betreffenden Ortes e den
Beſchwerden beim Verlag verzögern nur die Rege
g der Angelegenheit, die nur anerfolgen kann. Der Verlag S
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